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I. EINLEITUNG UND ÜBERSICHT 

Im Jahr 2014 fokussierte der Preisüberwacher seine 
Tätigkeit in erster Linie auf den Bereich des Service 
public im Sinne der flächendeckenden Grundversor-
gung mit Basisdienstleistungen wichtiger Infrastrukturen 
und mit Dienstleistungen und Produkten im Gesund-
heitswesen. Betroffen sind damit auf Bundesebene na-
mentlich die Post, die Telekommunikation und der öf-
fentliche Verkehr. Die Kantone erbringen Grundversor-
gungsdienstleistungen insbesondere auf dem Gebiet 
des Gesundheitswesens, namentlich mit ihren Spitälern. 
Schliesslich werden Grundversorgungsdienstleistungen 
auf auch auf kommunaler Ebene erbracht. Angespro-
chen sind hier namentlich die Versorgung mit Energie 
und Wasser sowie die Entsorgung von Abfall und Ab-
wasser. Aus volkswirtschaftlichen und sozialen Überle-
gungen gilt es sicherzustellen, dass der Service public 
flächendeckend, in guter Qualität und vor allem aber 
auch preiswert erbracht wird. 

Mit der Schweizerischen Post hat sich der Preisüber-
wacher nach langen Verhandlungen auf ein umfassen-
des Preis- und Massnahmenpaket geeinigt. Aufgrund der 
Gewinnsituation hatte der Preisüberwacher bei der Post 
ein ungenutztes Preissenkungspotential ausgemacht. Da 
zunächst keine Einigung mit der Post erzielt werden 
konnte, musste der Preisüberwacher in diesem Fall zu-
nächst ein formelles Verfahren auf Erlass einer Verfü-
gung eröffnen. Die schlussendlich doch noch einver-
nehmlich zustande gekommene Regelung mit der Post 
beinhaltet Preissenkungen, den Verzicht auf Preiserhö-
hungen, die Senkung der Mindestmenge für preisgünsti-
gere Massensendungen sowie die Abgabe von Gratis-
marken an alle Haushalte im Wert von rund 16 Millionen 
Franken. Gesamthaft beträgt die Preiswirkung gemäss 
Schätzungen der Post rund 280 Millionen Franken. 

Die Tarife im öffentlichen Verkehr werden massgebend 
von politischen Entscheiden beeinflusst. Welche Leis-
tungen muss der ÖV erbringen, wie hoch werden diese 
subventioniert, wie stark sind die Nutzer an der Finanzie-
rung zu beteiligen? Diese Fragen werden von der Politik 
oder wie im Fall der FABI-Vorlage durch eine Volksab-
stimmung entschieden. Derartige Entscheide sind kos-
ten- und tarifrelevant. Dies zeigte sich auch bei der Be-
urteilung der Tarifvorlage 2014 des Verbandes öffentli-
cher Verkehr (VöV). Aufgrund erhöhter Trassenpreise 
und ausgewiesener Abgeltungslücken im Regionalver-
kehr resultierte ein Tariferhöhungsbedarf, der nicht 
grundsätzlich in Frage gestellt werden konnte. Immerhin 
gelang es, mit dem VöV einen Verzicht auf die Preiser-
höhung bei der 9-Uhr-Karte und Ertragsneutralität bei 
den Halbtax-Abonnementen zu vereinbaren. Zudem 
haben sich die SBB dazu verpflichtet, im rentablen Fern-
verkehr auf den 50 wichtigsten Strecken im Gegenzug 
zu den Preiserhöhungen in den nächsten drei Jahren ein 
Kontingent von täglich mindestens 5000 Billetten mit 
einer Vergünstigung zwischen 30 und 50 Prozent anzu-
bieten. Der Gesamtwert dieses neuen zusätzlichen Ra-
battangebotes beträgt rund 29 Mio. Franken pro Jahr. 
Die übrigen Preiserhöhungen von 2.9 Prozent konnten 
per Fahrplanwechsel 2014/2015 in Kraft gesetzt werden. 

Im Bereich der Telekommunikation war der Preisüber-
wacher in erster Linie auf der systemischen Ebene, aber 

auch bei der Unternehmung upc cablecom GmbH 
(Cablecom) aktiv. Stellung genommen hat die Preis-
überwachung namentlich zu den Revisionen verschiede-
ner Vollzugsverordnungen zum Fernmeldegesetz (FMG) 
und zum bundesrätlichen Bericht über den Fernmelde-
markt. Die beschlossenen Änderungen im Verordnungs-
recht und die vorgesehene Revision des FMG gehen 
zwar in die richtige Richtung, genügen indessen nach 
Ansicht des Preisüberwachers nicht, um die Wettbe-
werbssituation nachhaltig zu verbessen und die zum Teil 
noch immer hohen Preise genügend unter Druck zu set-
zen. Mit der Cablecom wurde aufgrund veränderter 
Marktverhältnisse eine Anpassung der noch bis Ende 
2015 gültigen einvernehmlichen Regelung vereinbart, die 
eine Angebotserweiterung und eine moderate Preiserhö-
hung vorsieht. 

Im Energiesektor beschäftigte sich der Preisüberwacher 
hauptsächlich mit den Preisen für die Nutzung der 
Gasnetze und mit den Fernwärmetarifen. Nach mehr-
monatigen Verhandlungen konnte sich der Preisüberwa-
cher mit den Betreibern der schweizerischen Hochdruck-
Erdgasnetze auf eine Senkung der überregionalen und 
regionalen Netznutzungsentgelte um durchschnittlich 9.4 
Prozent oder um rund 15 Mio. Franken jährlich einigen. 
Die Marktbeobachtung bei den Fernwärmetarifen ergab 
stark unterschiedliche Tarifstrukturen und unterschiedli-
che Tarifniveaus bei den untersuchten Unternehmen. 
Die Resultate der Marktbeobachtung erlauben es der 
Preisüberwachung künftig, Anpassungen von Fernwär-
metarifen besser einzuschätzen, teure Anbieter zu iden-
tifizieren und nötigenfalls Empfehlungen an die politi-
schen Entscheidungsträger abzugeben. 

Bei den Spitaltarifen ergingen die ersten beiden Grund-
satzurteile des Bundesverwaltungsgerichts zu strittigen 
SwissDRG-Basispreisen. Namentlich wegen fehlender 
rechtlicher Regelungen bezüglich der Bestimmung der 
benchmarking-relevanten Betriebskosten und der Preis-
bildung räumt das Gericht den Kantonen bei deren Fest-
legung einen erheblichen Ermessenspielraum ein. Die 
Kostenfolgen dieser Entscheide lassen sich im Detail 
noch nicht abschätzen. Sie könnten aber enorm sein. Die 
Preisüberwachung gelangte deshalb ans Eidg. Departe-
ment des Innern (EDI) mit Ausbauvorschlägen für eine 
verbesserte und detailliertere Regulierung der stationä-
ren Spitaltarifen, damit die gegenwärtig zu beobachtende 
Kostenexplosion bei den stationären Spitalleistungen 
möglichst bald gestoppt werden kann. 

Die Medikamente kosten in der Schweiz im allgemeinen 
deutlich mehr als im Ausland. Ein Preisvergleich des 
Preisüberwachers hat nun gezeigt, dass dies auch für 
die sowohl medizinisch wie umsatzmässig sehr wichti-
gen Herz-Kreislauf-Präparate zutrifft. Besonders gross in 
diesem Marksegment ist die Preisdifferenz bei den Ge-
nerika. So betragen in den berücksichtigten sechs west-
europäischen Vergleichsländern die Preise für Generika 
im Durchschnitt nur rund einen Drittel der Schweizer 
Preise. Die Ergebnisse bestätigen damit die Preisüber-
wachung in ihren langjährigen Forderungen insbesonde-
re nach Einführung eines Referenzpreis- bzw. Festbe-
tragssystems bei patentabgelaufenen Medikamenten. 
Das EDI und der Gesamtbundesrat haben den Ball in 
der Zwischenzeit aufgenommen und eine entsprechende 
Gesetzesrevision angekündigt. 
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Die Preisüberwachung führt seit einigen Jahren eine 
spezielle Preisvergleichswebsite zu den wiederkehren-
den Wasser- und Abwassergebühren. Um ein umfas-
senderes Bild der Situation zu erlangen, wurden 2014 
erstmals auch die einmaligen fixen Anschlussgebühren 
in den grössten Städten des Landes erhoben und vergli-
chen. Der Vergleich zeigt grosse Unterschiede, welche 
bei der Beurteilung der Angemessenheit der verbrauchs-
abhängigen Gebühren zu berücksichtigen sind. Weiter 
hat der Preisüberwacher in zahlreichen konkreten Fällen 
Empfehlungen an die zuständigen politischen Behörden 
abgegeben bzw. mit dem betroffenen Werk eine einver-
nehmliche Regelung abgeschlossen. Im Bereich der 
Abfallentsorgung war der Preisüberwacher auf zwei 
Ebenen tätig. Zum einen intervenierte er im Kanton Neu-
enburg (Vadec SA) sowie im Zentralwallis (UTO) erfolg-
reich auf der Ebene der Verbrennungspreise. Die Sen-
kung des Tonnenpreises beträgt 10 Prozent im Fall der 
Vadec SA und rund 17 Prozent im Fall von UTO. Zum 
anderen gab er auf kommunaler Ebene Empfehlungen 
zu den Sackgebühren und den Abfallgrundgebühren ab. 

Zusätzlich zu den dominierenden Aktivitäten auf dem 
Gebiet des Service public veröffentlichte die Preisüber-
wachung eine allgemeine Studie zu den Kostenunter-
schieden zwischen der Schweiz und dem Ausland. Eine 
allgemeingültige und abschliessende Antwort, welche 
Faktoren letztendlich für die Hochpreisinsel Schweiz 
verantwortlich sind, kann die Untersuchung des Preis-
überwachers nicht bieten. Fest steht aber, dass - wenn 
die Hochpreisinsel erfolgreich bekämpft werden soll - die 
Bereitschaft vorhanden sein muss, verschiedene 
Grundsätze und lieb gewonnene Gewohnheiten zu über-
denken und weitere Liberalisierungsschritte zu prüfen. Im 
Bericht „Preise und Kosten“ hat der Preisüberwacher 
zehn diesbezügliche konkrete Denkanstösse formuliert1: 

1. Wettbewerb fördern und Kartellgesetz verschär-
fen 

2. Weiterer Abbau von Handelshemmnissen 

3. Verzollung / Importformalitäten erleichtern 

4. Monopole und marktmächtige Unternehmen 
konsequent regulieren 

5. Tiefere Kosten für Logistik 

6. Tiefere Kosten für Werbung und Marketing 

7. Agrarfreihandel mit der EU / EWR anstreben 

8. Liberalen Arbeitsmarkt verteidigen 

9. Mehr Transparenz herstellen 

10. Preissensibilität fördern 

 

Diese haben nach wie vor ihre Gültigkeit. 

                                                           
1 Der Bericht ist abrufbar unter www.preisueberwacher.admin.ch, 

Suchpfad Dokumentation > Publikationen > Studien & Analysen > 
2014 > Preise und Kosten. 

http://www.preisueberwacher.admin.ch/
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II. AUSGEWÄHLTE THEMEN 

Nachfolgend wird eine Auswahl der wichtigsten im Ge-
schäftsjahr behandelten Themen vertieft dargestellt. 

 

1. Posttarife 

Der Preisüberwacher hat sich im Januar 2014 mit der 
Post auf ein umfassendes Preis- und Massnahmenpaket 
im Bereich der Brief- und Paketpost geeinigt. Dieses 
enthält insbesondere Preissenkungen, den Verzicht auf 
Preiserhöhungen, die Senkung der Mindestmenge für 
preisgünstigere Massensendungen sowie die Abgabe 
von vier Gratismarken an alle Haushalte. Von der erziel-
ten Einigung profitieren sowohl Privat- als auch Ge-
schäftskunden. Die meisten Massnahmen sind seit 1. 
April 2014 in Kraft. 

Der Preisüberwacher leitete bereits 2011 Abklärungen 
zur Angemessenheit der Preise bei der inländischen 
Brief- und Paketpost ein. Die umfassende Kosten- und 
Preisanalyse ergab, dass die Preise in diesem Bereich 
überhöht waren. Seit Herbst 2012 führte der Preisüber-
wacher mit der Schweizerischen Post Verhandlungen 
über eine Reduktion der Preise für inländische Briefe und 
Pakete im nicht reservierten Bereich (Briefe über 50 
Gramm und Pakete). Da keine einvernehmliche Rege-
lung gefunden werden konnte, leitete der Preisüberwa-
cher im Februar 2013 gestützt auf Art. 10 Preisüberwa-
chungsgesetz (PüG; SR 942.20) ein formelles Verfahren 
gemäss dem Bundesgesetz über das Verwaltungsverfah-
ren (VwVG; SR 172.021) auf Erlass einer Verfügung ein. 
Im Verlaufe dieses Verfahrens wurden gegen Ende 2013 
nochmals Verhandlungen über Tarifmassnahmen ge-
führt, welche im Januar 2014 in eine einvernehmliche 
Regelung mündeten. 

Mit der bis Ende März 2016 geltenden einvernehmlichen 
Regelung wurde die Forderung des Preisüberwachers 
weitgehend erfüllt und das Verfahren konnte deshalb als 
gegenstandlos eingestellt werden. 

Die wichtigsten Massnahmen der einvernehmlichen Re-
gelung sind die folgenden: 

• Die Post bietet den «Maxibrief Ausland» neu wie-
der uneingeschrieben und somit um sechs Fran-
ken bzw. bis zu 39 % günstiger an. 

• Für Geschäftskunden wurde die Mindestmenge 
für die preisgünstigeren Massensendungen von 
500 auf neu 350 Einheiten gesenkt. Diese kosten 
in der günstigsten Ausführung (Format Postkarte) 
CHF 0.47 (gegenüber dem Normalpreis von CHF 
0.85 für B-Post). Damit kann eine Ersparnis bis zu 
45 % erzielt werden. 

• Für Privatkunden senkte die Post die Preise für 
Retourenpakete um 1.50 Franken bzw. bis zu 21 
% und die Verzollungsgebühr um 50 Rappen bzw. 
bis zu 3.5 %. 

• Jeder Haushalt erhielt 2014 vier Briefmarken 
(WebStamps) im Wert von je einem Franken. 

• Die Briefpreise für A- und B-Post sowie alle In-
landpaketpreise werden bis mindestens Ende 
März 2016 nicht erhöht. 

Eine vollständige Übersicht der vereinbarten Preise und 
Massnahmen kann der im Anhang zum Jahresbericht 
enthaltenen einvernehmlichen Regelung entnommen 
werden. 

Im Sommer 2014 hat die Post dem Preisüberwacher 
neue Tarifmassnahmen unterbreitet, welche nicht Ge-
genstand der einvernehmlichen Regelung sind. Diese 
werden von der Preisüberwachung auf ihre Missbräuch-
lichkeit hin geprüft. 

 

2. Tarifmassnahmen 2014/2015 im Direkten Verkehr: 
Der Preisüberwacher einigte sich mit dem VöV 
auf ein Preis- und Massnahmenpaket 

Die vom Verband öffentlicher Verkehr (VöV) angekündig-
ten Preismassnahmen per Dezember 2014 im direkten 
Personenverkehr konnten nicht vollständig umgesetzt 
werden. Gemäss einer zwischen dem Preisüberwacher 
und dem VöV abgeschlossenen einvernehmlichen Rege-
lung verzichteten die Transportunternehmungen auf eine 
Preiserhöhung bei der 9-Uhr-Karte und bei den Halbtax-
Abonnementen. Die übrigen Preiserhöhungen von 2.9 
Prozent können in Kraft gesetzt werden. Auf den 50 
wichtigsten Fernverkehrstrecken müssen die SBB im 
Gegenzug zu den Erhöhungen in den nächsten drei Jah-
ren ein Kontingent von täglich mindestens 5000 Billetten 
mit einer Vergünstigung zwischen 30 und 50 Prozent 
anbieten. Der Gesamtwert dieses Rabattangebotes be-
trägt rund 29 Mio. Franken pro Jahr. Zudem bietet die 
öV-Branche als Pilot während vorerst drei Monaten ein 
Abend-GA gültig ab 19 Uhr an. 

Im Mai 2014 hat der VöV eine lineare Erhöhung der 
Preise im direkten Personenverkehr um 2.9 Prozent 
angekündigt. Begründet wurde die Erhöhung mit einem 
prognostizierten Fehlbetrag (sog. Abgeltungslücken) von 
90 Mio. Franken im Regionalverkehr. Die Analyse des 
Preisüberwachers hat gezeigt, dass die geplante Erhö-
hung nur zum Teil gerechtfertigt ist. Durch die lineare 
Erhöhung des Einheitstarifs werden nämlich auch die 
Fernverkehrskunden belastet, obwohl in dieser rentablen 
Sparte keine Abgeltungen ausgerichtet werden und 
demzufolge im Fernverkehr auch keine Abgeltungslücke 
besteht. Der Preisüberwacher verlangte für die Fernver-
kehrskunden vom VöV deshalb Kompensationsmass-
nahmen in der Höhe von 29.2 Mio. Franken. Mit dem 
Verkauf von - vorerst zugs- und personengebundenen - 
Billetten mit einer Vergünstigung von 30 bis 50 Pro-
zent auf den 50 Paradestrecken des Fernverkehrs 
der SBB wird diesem Anliegen Rechnung getragen. 
Zusammen mit der Verhinderung der Preiserhöhungen 
beim Halbtaxabonnement und bei der 9-Uhr-Karte sowie 
den übrigen Massnahmen konnten die Tariferhöhungen 
damit wesentlich abgefedert werden. 

Wenn entgegen den Erwartungen die realisierte Ge-
samtvergünstigung über die vergünstigten Billette auf 
den Fernverkehrsstrecken weniger als 29.2 Mio. Fran-
ken pro Jahr beträgt, so müsste die öV-Branche die 
Differenz gemäss der getroffenen Vereinbarung über 
eine entsprechende Anzahl von 9-Uhr-Karten zum Halb-
taxabonnement für 29 Franken (Rabatt von 50 Prozent 
gegenüber dem aktuellen Preis) ausgleichen. 
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Zwecks besserer Auslastung der Züge in der Nebenver-
kehrszeit bieten die Transportunternehmungen als Pilot 
während eines Verkaufszeitraums von drei Monaten 
ferner ein 6 Monate gültiges Abend-GA gültig ab 19 Uhr 
zu einem noch zu bestimmenden attraktiven Preis an. 
Über eine definitive Einführung dieses neuen Produkts 
wird der VöV nach Auswertung der Pilotphase entschei-
den. Sollte diese Massnahme nicht bis Dezember 2015 
umgesetzt sein, müsste die öV-Branche den Preis für 
das Halbtaxabonnement bis zur vollständigen Umset-
zung dieser Massnahme um 10 Franken reduzieren. 

Ausblick auf die Tarifmassnahmen bis Ende 2017 

Die vom Bundesrat geplante zweite Tranche der Tras-
senpreiserhöhung um 100 Mio. Franken kann die 
Branche - nach Rückbestätigung durch das Bundesamt 
für Verkehr - zu gegebener Zeit gemäss dem politischen 
Willen (vgl. FABI-Vorlage) auf die Tarife überwälzen. 
Darüber hinaus dürfen die Tarife bis Ende 2017 vorbe-
hältlich hoheitlicher Beschlüsse mit direkten Tarifauswir-
kungen und vorbehältlich einer aufgelaufenen Teuerung 
von über einem Prozent nicht erhöht werden. Damit 
besteht in den drei nächsten Fahrplanjahren Sicherheit 
über die Tarifentwicklung. 

Die einvernehmliche Regelung ist im Wortlaut im Anhang 
zum Jahresbericht publiziert. 

 

3. Kabelfernsehen: Neue Einvernehmliche Rege-
lung mit upc cablecom 

Der Preisüberwacher einigte sich mit der upc cablecom 
über den monatlichen Abonnementspreis 2015 für den 
Kabelanschluss und das im Preis enthaltene Grundan-
gebot. Dieses umfasst neben weiteren Angebotsverbes-
serungen ab 1.1.2015 zusätzlich einen Telefonan-
schluss, für den bis anhin Fr. 25.– (inkl. Festnetzverbin-
dungen Schweiz) anfielen. Der monatliche Abonne-
mentspreis wird um 90 Rappen auf Fr. 29.95 im Monat 
erhöht. Für die im Grundangebot enthaltenen Internet- 
und Telefondienste wird ab 2015 auf die Aktivierungsge-
bühr von Fr. 49.– verzichtet. 

Das auf 1.1.2015 neu ausgestaltete Grundangebot setz-
te eine Anpassung der einvernehmlichen Regelung zwi-
schen der upc cablecom und dem Preisüberwacher vom 
12.10.2012 voraus, in der nicht nur der Abonnements-
preis für den Kabelanschluss, sondern auch das aktuelle 
Grundangebot umschrieben ist. Entsprechend beantrag-
te upc cablecom die bestehende einvernehmliche Rege-
lung aufzuheben oder dem künftigen erweiterten Grund-
angebot anzupassen. 

Mit dem erweiterten Grundangebot reagiert upc 
cablecom auf die Marktentwicklung. Swisscom, die 
grösste schweizerische Fernmeldedienstanbieterin, 
konnte sich mit über einer Million Kundinnen und Kun-
den (Stand 31.3.2014) erfolgreich als Anbieterin von TV-
Diensten etablieren. Auch Sunrise als weitere Telekom-
munikationsvollversorgerin konnte mit ihren Kombiange-
boten im Fernsehbereich Fuss fassen. Durch die wach-
sende Verbreitung von Internetanschlüssen mit hohen 
Download-Geschwindigkeiten haben internetbasierte 
Fernsehdienste wie Zattoo und Wilmaa sowie der direkte 
Bezug von Filmen und TV-Sendungen ab diversen In-

ternetportalen an Bedeutung gewonnen. Auch wenn die 
klassischen Kabelfernsehnetze weiterhin eine Vor-
machtstellung bei der Verbreitung von Fernsehpro-
grammen geniessen, hat sich der Markt in den letzten 
Jahren durch die neuen Konkurrenten und Verbreitungs-
kanäle (Telekomnetz, Internet) verändert. upc cablecom 
plant, sich mit einem erweiterten Grundangebot, das die 
Kommunikationskanäle TV, Internet und Telefonie ab-
deckt, als Vollversorgerin zu etablieren. 

Nach eingehender Analyse und mehrmonatigen Ver-
handlungen konnte der Preisüberwacher einer Anpas-
sung der einvernehmlichen Regelung zustimmen. Sie 
bringt eine Verbesserung des Preis-
/Leistungsverhältnisses mit sich. Der Preisüberwacher 
stellte fest, dass sich die Nutzungsgewohnheiten der 
Konsumentinnen und Konsumenten mit den Möglichkei-
ten des digitalen Fernsehens teilweise verändert haben. 
Die meisten Angebote der TV-Dienstleister gehen über 
die reine Verbreitung der TV-Programme hinaus. Ange-
sichts dieser Marktentwicklung erscheint es dem Preis-
überwacher angebracht, dem Wunsch der upc cablecom 
nach einer flexibleren Ausgestaltung der laufenden ein-
vernehmlichen Regelung nachzukommen, damit sich 
letztere im ändernden Markt positionieren kann. Die 
einvernehmliche Regelung soll dem Innovationswillen 
der upc cablecom nicht im Wege stehen, zumal das 
Preis-/Leistungsverhältnis mit dem neuen Grundangebot 
insgesamt verbessert wurde. Der Preisüberwacher er-
hofft sich dadurch eine Belebung des Wettbewerbs. 
Angesichts der vorgesehenen Angebotsverbesserungen 
(Telefonanschluss, Videothek) erachtet er die Preiser-
höhung um 90 Rappen als akzeptabel. 

Die vorzeitige Anpassung der einvernehmlichen Rege-
lung wurde an Bedingungen geknüpft. Internetzugang 
und Telefonanschluss, die im Abonnementspreis enthal-
ten sind, können ab 1.1.2015 ohne Aktivierungsgebühr 
(aktuell Fr. 49) bestellt werden. Ein hierfür erforderliches 
Modem stellt upc cablecom kostenlos zur Verfügung. 
Ebenfalls verlangte der Preisüberwacher die Beschrän-
kung der Kündigungsfrist auf 2 Monate nach einer ma-
ximalen Mindestlaufzeit von 12 Monaten. Konsumentin-
nen und Konsumenten, die am veränderten Grundange-
bot der upc cablecom keinen Gefallen finden, wird so die 
Möglichkeit geboten, nach Prüfung alternativer Angebote 
innert nützlicher Frist den Anbieter zu wechseln. Funkti-
onierender Wettbewerb wird begünstigt, wenn der An-
bieter problemlos gewechselt werden kann. 

Am 13.5.2013 entschied das eidg. Departement für Um-
welt, Verkehr, Energie und Kommunikation, die Ver-
pflichtung, bestimmte TV-Programme über Kabelnetze 
auch analog zu verbreiten, auf den 1.1.2015 definitiv 
aufzuheben. Der entsprechende Abschnitt in der einver-
nehmlichen Regelung, der die Verbreitung einer Min-
destzahl von 10 analogen TV-Programmen vorsieht, 
wurde entsprechend ebenfalls gestrichen. Eine Verbrei-
tungspflicht zu einem parallelen Minimalangebot an ana-
logen TV-Sendern erscheint angesichts der technologi-
schen Entwicklung nicht mehr sinnvoll. Freiwillig ist es 
der upc cablecom selbstverständlich weiterhin erlaubt, 
auch analog zu senden. 

Die angepasste einvernehmliche Regelung vom 
12.10.2012 ist auf Ende 2015 befristet. Die Anpassun-
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gen, die auf 1.1.2015 in Kraft treten, gelten ebenfalls bis 
31.12.2015. Weitergehende von upc cablecom geplante 
Angebots- und Preisanpassungen nach Ablauf der ein-
vernehmlichen Regelung stehen unter Vorbehalt einer 
entsprechenden Überprüfung nach dem Preisüberwa-
chungsgesetz. Die getroffene Vereinbarung ist im An-
hang des Jahresberichts einsehbar. Eine Übersicht über 
die Änderungen bietet die nachfolgende Tabelle. 

 

 

 

 

 

 

 

 

upc cablecom 
Grundangebot 

2014 2015 

Abonnementspreis pro Monat 
(inkl. MWSt. und Urheberrechts-
abgabe) 

Fr. 29.05 Fr. 29.95 
(+ 90 Rp.) 

Monatliche Abgeltung für den 
Kabelanschluss 

inbegriffen inbegriffen 

Digitale TV-Programme, soweit 
verfügbar in HD-Qualität 

mind. 55 TV Programme mind. 60 TV Programme 
(+ 5 Progr.) 

Videothek mit Serien- und 
Spielfilmangebot 

nicht inbegriffen inbegriffen 

Analoge TV-Programme Mind. 10 Programme Keine Vorgabe 

Konverterbox (digital/analog) kostenlos 
(1 pro Haushalt) 

kostenlos 
(1 pro Haushalt) 

Internetzugang 
(2 Mbit/s Downloadrate) 

inbegriffen  inbegriffen 

Festnetztelefonanschluss 
(Aufbau pro Gespräch 12 Rp. 
Verbindung pro Minute 8 Rp. in 
CH-Festnetz)  

nicht inbegriffen inbegriffen 
(aktuell ab Fr. 25 inkl. Verbin-

dungen ins CH-Festnetz) 

App „upc phone“ 
(Im Ausland über WLAN zum 
Festnetztarif telefonieren) 

nicht inbegriffen inbegriffen 

Einmalige Aktivierungsgebühr 
(Internet-, Telefon) 

Fr. 49.- Fr. 0.- 
(- Fr. 49) 

Service Plus-Leistungen 
(Hausinstallation) 

nicht inbegriffen nicht inbegriffen 

Tabelle 1: Grundangebot 2014 und 2015 von upc cablecom im Vergleich 
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4. Überregionale und regionale Netznutzungsent-
gelte für Gas 

Nach mehrmonatigen Verhandlungen konnte sich der 
Preisüberwacher am 30. Oktober 2014 mit den Betrei-
bern der schweizerischen Hochdruck-Erdgasnetze (HD-
Gasnetzbetreiber) auf eine Senkung der überregionalen 
und regionalen Netznutzungsentgelte um durchschnittlich 
9,4 % einigen. Mit den Netznutzungsentgelten wird der 
Transport von Erdgas auf den überregionalen und regio-
nalen Netzen durch die Unternehmen Swissgas, Gaznat, 
Erdgas Zentralschweiz, Gasverbund Mittelland und Erd-
gas Ostschweiz abgegolten. 

Im Oktober 2012 ist die zwischen dem Verband der 
Schweizerischen Gasindustrie VSG und den Grossver-
brauchern von Erdgas (Interessengemeinschaft Erdgas 
und Interessengemeinschaft Energieintensiver Betriebe) 
getroffene Vereinbarung zum Netzzugang beim Erdgas 
(Verbändevereinbarung) in Kraft getreten. Diese Verein-
barung regelt die Bedingungen für den Zugang zu den 
schweizerischen Erdgasnetzen und erlaubt dadurch eine 
teilweise Marktöffnung zu einheitlichen Konditionen. Da 
sich in der Folge mehrere Unternehmen und Grossver-
braucher beim Preisüberwacher meldeten, hat dieser 
beschlossen, die Auswirkungen der Vereinbarung auf 
die Netznutzungsentgelte zu untersuchen. So hat er 
Swissgas und die Regionalgesellschaften im März 2013 
um Informationen gebeten, um die Höhe der überregio-
nalen und regionalen Netznutzungsentgelte beurteilen 
zu können. Die ersten Ergebnisse der Analyse wiesen 
auf missbräuchlich hohe Netznutzungsentgelte im Sinne 
des Preisüberwachungsgesetzes (PüG) hin. Dies war 
laut Preisüberwacher vor allem darauf zurückzuführen, 
dass die Zinsen und Abschreibungen auf Basis von 
Wiederbeschaffungswerten und nicht auf Basis der ur-
sprünglichen Anschaffungs- bzw. Herstellkosten berech-
net wurden. 

Der Preisüberwacher legte die Ergebnisse seiner Unter-
suchung den Vertretern der betroffenen Unternehmen 
vor und lud diese im Sinne von Artikel 9 PüG zu Ver-
handlungen für eine einvernehmliche Regelung ein. 

Nach langen Diskussionen konnte schliesslich eine sol-
che Regelung gefunden werden. Ihre wesentlichen Be-
standteile sind: 

Die HD-Gasnetzbetreiber ändern ab 2015 die Kalkulati-
onsvorgaben für ihre Netznutzungsentgelte. Die kalkula-
torischen Kapitalkosten (Zinsen und Abschreibungen) 
werden neu auf Basis der ursprünglichen Anschaffungs- 
bzw. Herstellkosten ermittelt. Der nominale Kapitalkos-
tensatz (WACC), mit dem die HD-Gasnetzbetreiber das 
eingesetzte Kapital verzinsen dürfen, wird gesenkt. Er 
orientiert sich an dem vom Bundesrat festgelegten 
WACC für Stromnetze, wobei ein Risikozuschlag von 
0,2 % gewährt wird. Der Preisüberwacher hält ausdrück-
lich an seiner Kritik an der in der Stromversorgungsver-
ordnung festgelegten Herleitungsmethode des WACC 
fest. Er konnte aber für eine Gleichbehandlung von 
Strom- und Gasnetzen im Sinne eines Kompromisses 
ein gewisses Verständnis aufbringen. Schliesslich kön-
nen die für die Netznutzungsentgelte relevanten Kapital-
kosten mit diesen zwei Massnahmen wesentlich gesenkt 
werden. Auf Anregung der betroffenen Gasnetzbetreiber 
wurde eine gebundene Reserve für künftige Investitio-

nen geschaffen, um auf diese Weise die Auswirkungen 
infolge der geänderten Methode und ihre besondere 
Situation angesichts der vergangenen Entwicklung zu 
berücksichtigen. Um zu einer rasch umsetzbaren ein-
vernehmlichen Regelung zu gelangen, hat der Preis-
überwacher der Bildung dieser Reserve zugestimmt. 

Dank der einvernehmlich vereinbarten Massnahmen 
konnten die überregionalen und regionalen Netznut-
zungsentgelte auf den 1.1.2015 um durchschnittlich 
9,4 % gesenkt werden (CHF 15 Millionen pro Jahr). 

Die HD-Gasnetzbetreiber kalkulieren somit ihre Netznut-
zungsentgelte jedes Jahr gemäss den vereinbarten Vor-
gaben. Es sind nur die Kosten anrechenbar, die für ei-
nen effizienten Netzbetrieb nötig sind. Während der 
Dauer der einvernehmlichen Regelung müssen die HD-
Gasnetzbetreiber die jährliche Kalkulation ihrer Netznut-
zungsentgelte beim Preisüberwacher einreichen und 
aufzeigen, dass die Kalkulationsmethode nicht zu Un-
gunsten der Durchleitungsnachfrager geändert wurde. 
Das Grundsatzdokument für die Berechnung der über-
regionalen und regionalen Netznutzungsentgelte muss 
zudem an den Inhalt der einvernehmlichen Regelung 
angepasst werden. 

Die einvernehmliche Regelung ist am 1. Januar 2015 in 
Kraft getreten und gilt voraussichtlich bis zur Inkraftset-
zung des Gasmarktgesetzes, höchstens aber für 
fünf Jahre. Die Regelung liegt diesem Bericht bei. 

 

5. Marktbeobachtung Fernwärme: Vielfältige Ta-
rifstrukturen und unterschiedliche Preisniveaus 

Die Preisüberwachung hat eine Untersuchung zur Struk-
tur und zum Niveau der Preise der grössten Fernwärme-
anbieter der Schweiz durchgeführt. Die Abklärung hat 
ergeben, dass die Tarifstrukturen recht unterschiedlich 
sind. Dies trifft besonders auf den Arbeitspreis zu, der 
sich bei einem Teil der Anbieter mehr kostenbasiert ent-
wickelt (Teuerung), bei anderen Anlagen an den Preis 
eines anderen Energieträgers (Öl/Gas) gekoppelt ist. 
Teilweise gibt es auch Mischformen. Das Preisniveau ist 
relativ unterschiedlich. Die Unterschiede dürften zu ei-
nem Teil durch exogene Faktoren bestimmt sein, aber 
auch die Kostenseite weist namhafte Unterschiede auf. 
Die Marktbeobachtung erlaubt es künftig, Anpassungen 
von Fernwärmetarifen besser einzuschätzen und teure 
Anbieter zu identifizieren. 

5.1  Einleitung 

Nach dem Super-GAU in Fukushima haben Bundesrat 
und Parlament im Grundsatz den Atomausstieg be-
schlossen. Sie haben damit die Energiewende eingelei-
tet. Deren Ziel ist es, die Energieversorgung nachhalti-
ger zu gestalten, um die ökologischen und sozialen 
Probleme, welche mit der Nutzung fossiler und nuklearer 
Energieträger verbunden sind, zu verringern. Die Neu-
ausrichtung der Energiepolitik soll deshalb den Über-
gang zu einer Energieversorgung einläuten, die stark auf 
erneuerbaren Energien basiert. Im Rahmen dieser Ent-
wicklung kommt künftig der Nutzung der Abwärme von 
Kehrichtverbrennungsanlagen (KVA) eine grössere Be-
deutung zu. 
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Bei der Verbrennung von Abfall in KVA fallen grosse 
Mengen an Abwärme an. Diese wird heute in fast 
allen Schweizer KVA nebst für Strom auch in Form 
von Wasserdampf als Fernwärme genutzt. Sie wird 
für Heizzwecke und für Warmwasser im Wohn- und Bü-
robereich eingesetzt wird. Einzelnen KVA veräussern die 
Abwärme auch in Form von Prozesswärme an die ver-
arbeitende Industrie. 

Der Bedarf an Komfortwärme (Heizung, Warmwasser) 
wird zur Zeit in der Schweiz auf jährlich 85 TWh2 ge-
schätzt. Bis 2050 wird mit einem Rückgang auf 45 
TWh/a gerechnet. Dieser ergibt sich in erster Linie durch 
die zunehmend bessere Wärmedämmung von Bauten 
und damit einen sinkenden Bedarf an Heizwärme. Das 
Potential erneuerbarer Energien für Nah- und Fernwär-
me liegt in der Schweiz bei nicht weniger als 238 TWh/a 
und übersteigt damit den heutigen und künftigen Bedarf 
an Komfortwärme um ein Mehrfaches.3 Allerdings fallen 
die Orte mit hoher Wärmedichte und solche, wo eine 
genügende Nachfrage besteht geografisch oftmals aus-
einander, sodass nur ein vergleichsweise kleiner Teil 
des Potentials genutzt werden kann; es wird von 17.3 
TWh/a ausgegangen. Damit können längerfristig aber 
immerhin rund 40% des Bedarfs an Komfortwärme 
mit Fernwärme gedeckt werden. 

Die einzige Fernenergiequelle, die bis anhin vergleichs-
weise breit genutzt wird, sind die Kehrichtverbrennungs-
anlagen. Die jährlich produzierte Energiemenge beläuft 
sich auf 3,7 Mio. TWh. Die grössten Fernwärmeanbieter 
in der Schweiz sind damit die Kehrichtverbrennungs-
anlagen, deren Zahl sich auf 30 beläuft. 

5.2  Erhebung der Preisüberwachung 

Im Rahmen der Marktbeobachtung wurden deshalb von 
der Preisüberwachung von sämtlichen KVA Daten zur 
Wärmeabgabe an die Endverbraucher und zu den ver-
rechneten Preisen mittels Fragebogen erhoben. Teilwei-
se konnten die KVA keine Auskunft erteilen, da diese 
nicht Eigentürmer und Betreiber der Fernwärmenetze 
sind. In einem zweiten Durchgang wurden deshalb vier 
weitere Netzbetreiber kontaktiert. Ein grösseres Fern-
wärmenetz besteht auch im Umfeld des Kernkraftwerks 
Beznau. Dieser Betreiber wurde ebenfalls in unsere 
Marktbeobachtung miteinbezogen. Wir gehen damit 
davon aus, die grössten Fernwärmenetze der Schweiz 
erfasst zu haben. 

Mit einer Ausnahme haben alle angeschriebenen Fern-
wärmenetzbetreiber unseren Fragebogen vollständig 
beantwortet.4 Vier der 34 Netze produzieren einzig Pro-
zessdampf für die Industrie.5 Diese Unternehmen wur-
den nicht näher untersucht. Wir gehen davon aus, dass 
die Stärke der beiden Marktseiten vergleichbar und da-
mit die Gefahr eines Preismissbrauchs eher gering ist. 
                                                           
2 Eine Terrawattstunde entspricht 1 Milliarde Kilowattstunden. Mit 

einer Kilowattstunde kann man bspw. bei einer Leistung von 2400 
Watt 25 Minuten staubsaugen. 

3 Vgl. hierzu Eicher+Pauli im Auftrag von Verband Fernwärme 
Schweiz (2014): Weissbuch Fernwärme Schweiz – VFS Strategie. 

4 Die AEK Energie AG Solothurn, welche einen Teil der Abwärme der 
KVA Zuchwil in zwei Fernwärmenetze einspeist, erteilte aufgrund 
rechtlicher Vorbehalte nicht vollständig Auskunft. 

5 Es sind dies die Fernwärme Wynenfeld AG sowie die Netze der KVA 
Bazenheid, Thurgau und Oberwallis. 

Ebenfalls nicht berücksichtigt wurde die Fernwärme 
Emmen AG.6 29 Netze wurden damit näher untersucht. 

Die Voraussetzungen der KVA Wärme in ein Netz 
einzuspeisen sind nicht überall gleich gut. Schwierig-
keiten ergeben sich beispielsweise dann, wenn eine 
Anlage abseits des Siedlungsgebietes steht. Wär-
metransport über längere Distanzen ist mit Effizienzver-
lusten und hohen Kosten verbunden. Ist dieser Trans-
port nicht möglich, muss die Wärmeenergie in Strom 
transformiert werden, um den Transport der Energie 
über weitere Strecken zu ermöglichen. Da die Transfor-
mation von thermischer Energie aus Wasserdampf in 
Strom aber aus technischen Gründen immer mit einem 
sehr hohen Energieverlust verbunden ist, stellt die 
Stromproduktion nur die zweitbeste Lösung dar. 

Die nachfolgend ausgewiesenen Wärmeabgabemengen 
für die einzelnen Anlagen widerspiegeln deshalb teilwei-
se auch die unterschiedlichen Wärmeabsatzmöglichkei-
ten der KVA. 

Die KVA Basel speist jährlich annähernd 1 Mio. MWh 
Energie ins Fernwärmnetz ein und ist damit die grösste 
Anbieterin von Fernwärme in der Schweiz. Weitere gros-
se Anbieter sind die Netze der Stadt Zürich (mit den 
KVA Hagenholz und Josefstrasse) mit rund 734‘000 
MWh sowie jenes der industriellen Betriebe der Stadt 
Lausanne mit rund 396‘000 MWh pro Jahr. Rund 50% 
der Energie der hier untersuchten 29 Fernwärmenetze 
wird von diesen drei Anbietern produziert. Auf der ande-
ren Seite produziert rund die Hälfte der Anlagen (15) 
weniger als 60‘000 MWh jährlich. Diese Vielzahl kleinerer 
Produzenten trägt mit rund 10% zur Fernwärmeprodukti-
on bei, verbrennt aber einen Viertel des in der Schweiz 
anfallenden Abfalls. 

5.3  Analyseergebnis 

5.3.1 Tarifmodelle 

Die Tarifmodelle bestehen oftmals aus drei Komponen-
ten: Der Leistungspreis orientiert sich an den für die im 
konkreten Fall erforderliche Infrastruktur zur Versorgung 
mit Fernwärme. Er hängt damit von der abonnierten 
Leistung ab und wird jährlich erhoben. Mit dem Arbeits-
preis wird die bezogene Energiemenge abgegolten. Die 
Anschlussgebühr schliesslich, über welche die An-
schlusskosten oder zumindest ein Teil davon finanziert 
wird, wird einmal erhoben. 

Mit Ausnahme von zwei Zürcher Fernwärmenetzen (Ke-
zo Hinwil und Horgen) gelangen in allen 29 untersuchten 
Netzen Leistungspreise und Arbeitspreise zur Anwen-
dung. Hinsichtlich der Grundstruktur der Tarifmodelle 
besteht damit eine recht weitgehende Homogenität. Un-
terschiedlich sind dagegen die Preisanpassungsmecha-
nismen – soweit solche überhaupt festgelegt sind. 

Uneinheitlicher Preisanpassungspfad sowohl … 

Immerhin vier Netze kennen weder beim Leistungs-
preis noch beim Arbeitspreis einen Anpassungsme-
chanismus (Fernwärme Siggenthal AG, Basel, Lausan-
ne und Refuna/Beznau). In diesen Fällen entscheidet 
                                                           
6 Da diese ihre Energie ab dem Jahr 2015 nicht mehr aus der KVA 

Real bezieht, da die KVA den Betrieb einstellt. 
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der Verwaltungsrat über die Tarifhöhe bzw. bei den öf-
fentlich-rechtlichen Netzen müssen die Tarife von einer 
Behörde genehmigt werden. Aus Sicht der Konsumen-
ten, die oftmals vertraglich über 15 und mehr Jahre an 
den Anbieter gebunden sind, können solch offene Ver-
träge ein erhebliches Risiko darstellen. 

Ebenfalls keine klaren Preisanpassungsmechanismen 
kennt das Fernwärmenetzt der Satom SA in Monthey. In 
diesem Versorgungsgebiet werden einzig Durch-
schnittspreise garantiert, die tiefer sind als wenn die 
Energieträger Heizöl oder Gas verwendet würden. Was 
diese Durchschnittsbetrachtung für den Einzelfall bedeu-
tet, lässt sich nicht genau vorhersagen. Böse Überra-
schungen scheinen jedenfalls nicht ausgeschlossen. 

Ebenfalls keinen formalisierten, klaren Preisanpas-
sungspfad beim Leistungspreis und Arbeitspreis im Ein-
zelfall kennt ewb (Bern). Die Preise orientieren sich an 
den Gesamtkosten einer Gasheizung eines Referen-
zobjektes. 

Die verbleibenden 21 Anlagen haben mehr oder weniger 
klar definierte Preisanpassungspfade sowohl für den 
Leistungspreis als auch für den Arbeitspreis. Das bemer-
kenswerteste an den Tarifmodellen der untersuchten 
Schweizer Fernwärmenetze ist die grosse Vielfalt an 
Preisanpassungspfaden und zwar sowohl beim Leis-
tungspreis als auch beim Arbeitspreis. 

… beim Leistungspreis als auch … 

Der Leistungspreis ist in zehn Fernwärmenetzen direkt 
an den Landesindex der Konsumentenpreise ge-
knüpft: EBM/Oftringen, Biel, Thun, Untervaz, St. Gallen, 
Regio Energie AG/Zuchwil, AEK Energie AG Luterbach 
und Derendingen/Zuchwil, Teris/Giubiasco, Zürich. 

Ähnlich präsentiert sich die Situation in Genf, wo der 
Leistungspreis des Genfer Netzes Cadiom SA an den 
Genfer Konsumentenpreisindex gebunden ist, wäh-
rend beim zweiten Genfer Netz (Cadsig SA) einzig der 
Unterhaltsteil des Grundpreises vom erwähnten Genfer 
Index abhängt. 

Diverse weitere Netze sehen ebenfalls Indexbindun-
gen vor. In Niederurnen hängt die Entwicklung des Leis-
tungspreises von den brennstoffunabhängigen Betriebs-
kosten einer Ölheizung ab. Die Leistungspreise der 
Neuenburger Fernwärmenetze in Neuenburg, La Chaux-
de-Fonds, Le Locle und Colombier können auf Grund 
der Entwicklung des Maschinenpreisindexes von 
Swissmem angepasst werden. In Buchs SG kann der 
Leistungspreis den sich verändernden Kapital- und Un-
terhaltkosten Rechnung tragen und die beiden Netze in 
Winterthur und Dietikon machen den Leistungspreis vom 
Teilindex Heizungs- und Lüftungsanlagen des Zürcher 
Wohnbaukostenindexes abhängig. 

Die grösste Planungssicherheit hinsichtlich Leistungs-
preis haben die Fernwärmekunden der Groupe E SA, die 
das Fernwärmenetz betreibt, das der Freiburger KVA 
angegliedert ist. Der Leistungspreis ist dort fix. 

… beim Arbeitspreis 

Während der Leistungspreis also oftmals an einen Kon-
sumentenpreisindex gebunden ist, steht beim Arbeits-

preis häufig eine Koppelung an den Heizölpreis im 
Vordergrund. Bei sieben der 21 Netze folgt der Arbeits-
preis direkt den Schwankungen des Heizölpreises (Biel, 
Cadsig/Genf, Niederurnen, St. Gallen, Zürich, Hinwil und 
Buchs SG). Die Ölheizung wird hier wohl als analog zur 
Fernwärmeversorgung verstanden und der Heizölpreis 
stellt damit den Referenz-Preis dar. Analoge Überlegun-
gen dürften im Netz von Cadbar/Colombier gelten, wo 
der Energiepreis direkt an den Gaspreis gebunden ist. 

Umgekehrt ist der Energiepreis in sieben weiteren Net-
zen direkt an den Landesindex der Konsumenten-
preise geknüpft (Untervaz, Neuchâtel, La Chaux-de-
Fonds, Le Locle, Regio Energie AG, AEK Energie AG 
Derendingen und Giubiasco). Die Energiepreise schei-
nen sich hier mehr an den Kosten als an den Preisen für 
alternative Energieträger zu orientieren. Ebenfalls eher 
kostenbasierte Energiepreise werden von der Cadiom 
SA in Genf verrechnet. Der Arbeitspreis ist dort an den 
Genfer Konsumentenpreisindex und an die Kosten der 
Wärmebeschaffung gekoppelt. Eine letzte Variante einer 
mehr kostenbasierten Preispolitik wird in Dietikon ange-
wendet, wo der Arbeitspreis (wie der Leistungspreis) an 
den Heizungs- und Lüftungsindex des Zürcher Wohn-
baukostenindex gebunden ist. 

Zwei Fernwärmenetze kennen Mischformen zwischen 
kostenbasierten Preisen und marktanalogen Preisen. In 
Thun ist der Arbeitspreis sowohl vom LIK als auch vom 
Gaspreis abhängig. In Freiburg hängt der Arbeitspreis 
nebst den Verbrennungskosten der KVA und dem LIK 
auch vom Strompreis ab. 

In zwei weiteren Netzen schliesslich ist die Entwicklung 
des Arbeitspreis an mehrere Energieträger gebunden: 
Im EMB-Netz ans Heizöl und an den Strom. Im Fern-
wärmenetz der AEK Energie AG Luterbach schliesslich 
hängt der Arbeitspreis von der Preisentwicklung der drei 
Energieträger Holz, Öl und Strom ab. 

5.3.2 Preisniveau 

Auf Grund der unterschiedlichen Tarifmodelle sind 
Preisvergleiche zwischen den verschiedenen Anbietern 
schwierig. Wir haben deshalb Haushalts- und Unter-
nehmenstypen mit Konsumprofilen definiert und für die 
verschiedenen Typen die Energiekosten pro kWh ermit-
telt.7 Die nachfolgende Grafik zeigt, dass die so ermit-
telten Preise stark variieren. 

Ein Teil dieser Unterschiede dürfte auf Unterschiede 
beim Wärmeträger, der Wärmedichte des zu versor-
genden Gebietes, der Anschlussgebühren, der Lei-
tungsführung, der Bezugsgrösse der Abnehmer, der 
Schnittstellen zu den Kunden sowie auf die Abschrei-
bungsdauer und die Zinssätze zurück zu führen sein. 

Ohne Berücksichtigung dieser Faktoren zeigt sich, dass 
die AEK Energie und Viteos Neuchâtel unabhängig vom 
Verbrauchsprofil allen Kunden vergleichsweise hohe 
Preise verrechnen. Cadsig in Genf erweist sich bei grös-
seren Haushalten und Groupe E bei den Unternehmen 
als eher teuer. Bei den grössten Unternehmenskunden 
ist schliesslich Trimmis ebenfalls relativ teuer. 
                                                           
7 Hinsichtlich der Definition der Verbrauchskategorien kann auf die 

Gaspreisvergleich-Website der Preisüberwachung verwiesen wer-
den. http://gaspreise.preisueberwacher.ch/web/index.asp. 

http://gaspreise.preisueberwacher.ch/web/index.asp
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Vergleichsweise günstig fahren umgekehrt Haushalte, 
welche die Möglichkeit haben, Wärme bei den Gemein-
dewerken Horgen zu beziehen. Selbiges gilt im Wesent-
lichen sowohl für die Haushalte als auch die Unterneh-
men für Kunden der Stadtwerke Winterthur und von 
Limeco in Dietikon. 

 

 

 

 

 

 

Abbildung 1: Energiepreis pro kWh, inkl. CO2-Abgabe, exkl. MWSt., in Rappen 

 

 
5.3.3  Fazit und Ausblick 

Die Abklärung der Preisüberwachung hat gezeigt, dass 
die Tarifstrukturen recht unterschiedlich sind. Dies trifft 
besonders auf den Arbeitspreis zu, der in einzelnen An-
lagen sich mehr kostenbasiert entwickelt (Teuerung), in 
anderen KVA mehr durch die Koppelung an einen ande-
ren Energieträger (Öl/Gas) referenzierend entwickelt. 
Teilweise gibt es auch Mischformen zwischen den Sys-
temen. Das Preisniveau ist recht unterschiedlich. 

Die Marktbeobachtung erlaubt der Preisüberwachung 
künftig, Anpassungen von Fernwärme-tarifen besser 
einzuschätzen, teure Anbieter zu identifizieren und Stel-
lungnahmen an politische Entscheidungsträger abzuge-
ben. 
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6. Telekommunikation 

Der Preisüberwacher hat zu mehreren Änderungsvorla-
gen für die Fernmelderegulierung Stellung genommen. 
Besonders gefreut hat er sich darüber, dass im Rahmen 
der Revision der Fernmeldeverordnung (FDV) die von 
den Telefonanbietern für Mehrwertdienstnummern erho-
benen Zuschläge aufgehoben wurden. Er bedauert aller-
dings, dass die 058er-Nummern von dieser Änderung 
ausgenommen sind. Begrüsst hat er ausserdem die An-
kündigung des Bundesrates, wonach das Fernmeldege-
setz (FMG), das zahlreiche Lücken aufweist, revidiert 
werden soll. Erfreut war er besonders auch darüber, 
dass ein Teil seiner Empfehlungen zum Roaming be-
rücksichtigt wurden (sekundengenaue Abrechnung und 
Local Breakout). Dennoch gehen die Änderungen für den 
Preisüberwacher nicht weit genug, um den Wettbewerb 
zu stärken und die hohen Preise in der Schweiz zu sen-
ken, insbesondere für den Internetzugang, den Mobilfunk 
und die Einträge in die Telefonverzeichnisse. 

6.1  Änderungen der Ausführungsverordnungen 
zum Fernmeldegesetz 

Der Preisüberwacher wurde 2014 zu mehreren Ände-
rungsvorlagen zu den Ausführungsverordnungen zum 
Fernmeldegesetz (FMG) konsultiert. Er hat zu diesem 
Thema eine öffentliche Stellungnahme publiziert. Der 
Preisüberwacher begrüsst insbesondere die für die 
Mehrwertdienstnummern vorgesehenen Änderungen. 
Heute verlangen die Telefonanbieter häufig Preiszu-
schläge, wenn ihre Kundinnen und Kunden gewisse 
dreistellige Kurznummern, Einzelnummern (z.B. 090x, 
080x, 084x, 0878) oder 18xy-Nummern anrufen. Diese 
Zuschläge werden zusätzlich zu dem vom Inhaber der 
Nummer verrechneten Preis erhoben und sind in den 
Pauschalangeboten der Anbieter nicht inbegriffen. Im 
Rahmen der am 5. November 2014 vom Bundesrat ge-
nehmigten Änderung der Fernmeldeverordnung (FDV), 
zu der die Preisüberwachung Stellung genommen hat, 
werden diese Zuschläge der Anbieter per 1. Juli 2015 
aufgehoben. Dies sorgt für mehr Preistransparenz, da 
die Kundinnen und Kunden im Voraus wissen, welcher 
Endpreis ihnen für Anrufe auf diese Nummern verrech-
net wird. 

Für die 058er-Nummern gilt diese Aufhebung der Zu-
schläge allerdings nicht, da sie gemäss FMG keine Kurz- 
oder Einzelnummern sind. Obwohl es sich hier um eine 
gewöhnliche Festnetznummer eines Unternehmens (Bu-
siness Number) handelt, erheben gewisse Anbieter für 
solche Anrufe Zuschläge. So verrechnet beispielsweise 
upc cablecom für Anrufe auf 058er-Nummern einen Zu-
schlag von 6 Rappen pro Minute, selbst wenn gemäss 
dem Abonnement Anrufe auf das Festnetz kostenlos 
sind. Frühere Swisscom-Abonnemente sind ebenfalls 
betroffen. Die ab 1. Juli 2015 geltende revidierte FDV 
sieht eine präventive Lösung vor (akustisches Signal). 
Nach Meinung des Preisüberwachers sollte eine speziel-
le Tarifierung der 058er-Nummern verboten werden. Er 
hat sich bereits verschiedentlich in diesem Sinne geäus-
sert. Es ist unverständlich, dass scheinbar gewöhnliche 
Festnetznummern von den Anbietern als Mehrwert-
dienstnummern betrachtet und anders verrechnet wer-
den dürfen. 

6.2  Vom Bundesrat angekündigte Teilrevision des 
Fernmeldegesetzes 

Der Bundesrat hat am 19. November 2014 den Fern-
meldebericht 2014 zur Entwicklung im schweizerischen 
Fernmeldemarkt und zu den damit verbundenen gesetz-
geberischen Herausforderungen publiziert. Der Bericht 
weist den Revisionsbedarf in Bezug auf das Fernmelde-
gesetz nach und beauftragt das Eidgenössische Depar-
tement für Umwelt, Verkehr, Energie und Kommunikati-
on (UVEK), bis Ende 2015 einen Vorschlag für eine Teil-
revision des FMG auszuarbeiten. 

Der Preisüberwacher hat wiederholt auf die Lücken im 
FMG hingewiesen und eine Revision verlangt. Durch 
eine solche Revision sollten die Rahmenbedingungen 
für den Wettbewerb auf dem Fernmeldemarkt optimiert, 
der Konsumentenschutz verbessert und ein diversifizier-
tes Telekommunikationsangebot sichergestellt werden. 
Der Bericht sieht jedoch auch die Beobachtung des 
Marktes vor und in einem zweiten Schritt – wenn nötig – 
eine Änderung der Regulierung bezüglich der Technolo-
gieneutralität des Netzzugangs. Der Preisüberwacher ist 
der Ansicht, dass die in der laufenden Legislaturperiode 
geplante Gesetzesrevision zur Weiterentwicklung des 
Systems des Kupfernetzanschlusses hin zur Tech-
nologieneutralität genutzt werden sollte, zumal die 
Entbündelung des Kupfernetzanschlusses kontinuierlich 
abnimmt (lediglich 7 % der aktivierten Leitungen waren 
im Juni 2014 entbündelt). Die Anbieter nutzen heute 
vermehrt andere, nicht regulierte Technologien, weshalb 
die Regulierung rasch veraltet sein dürfte. Drittanbieter 
und Investoren sollten schon heute die Bedingungen 
kennen, unter denen die marktbeherrschenden An-
bieter ihnen den Netzzugang gewähren muss, unab-
hängig davon, ob es sich dabei um Glasfaser-, Ka-
belfernseh- oder Mobilfunknetze handelt. 

Der Preisüberwacher bedauert zudem, dass die Überle-
gungen zur Regulierung des Zugangs zum Mobil-
funknetz vorläufig nicht weiterverfolgt werden. Die 
Marktanteile der Anbieter zeigen deutlich, wie stark die 
Position der Swisscom ist (Anteil von ca. 60 % am Mobil-
funkmarkt). Im internationalen Vergleich sind die Preise 
ebenfalls hoch und die Schweiz ist bei der Nutzung des 
Mobilfunks im Hintertreffen (nur vier EU-Länder nutzen 
den Mobilfunk weniger als die Schweiz). Ausserdem 
sind virtuelle Mobilfunkanbieter (MVNO, Mobile Virtual 
Network Operators) in der Schweiz sehr wenig verbrei-
tet, was den Zugang zu günstigen Produkten ein-
schränkt. In seinem Schreiben vom 2. Februar 2012 
hatte der Preisüberwacher dem UVEK empfohlen, die 
Rahmenbedingungen für MVNO zu verbessern. Er ist 
nämlich der Auffassung, dass man Zweifel daran haben 
könne, dass der Wettbewerb auf dem Schweizer Mobil-
funkmarkt uneingeschränkt spielt. Ausserdem vermöge 
das durch die drei landesweiten Netzbetreiberinnen 
Orange, Sunrise und Swisscom dominierte Infrastruktu-
roligopol einen wirksamen Preiswettbewerb auf diesem 
Markt nicht zu garantieren. Eine Regulierung des Zu-
gangs zu Mobilfunknetzen von Anbietern, die einzeln 
oder gemeinsam über eine marktbeherrschende 
Stellung verfügen, könnte den Wettbewerb im Mobil-
funkmarkt deshalb beleben. Der Preisüberwacher hält 
es folglich für angezeigt, dass im Rahmen der Gesetzes-
revision auch für Mobilfunknetze Zugangsregeln evalu-
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iert werden, die im Falle eines Marktversagens zur An-
wendung kämen. 

Die Roamingpreise werden in der Schweiz heftig kriti-
siert und sind Thema zahlreicher parlamentarischer Vor-
stösse. Der Preisüberwacher hat dazu 2012 ein Positi-
onspapier mit Empfehlungen veröffentlicht, von denen 
ein Teil im Bericht berücksichtigt wurde. So sieht der 
Bericht vor, dass die Anbieter zur sekundengenauen 
Abrechnung von Gesprächen im Ausland verpflichtet 
werden können. Da die Kosten für den Datentransfer 
beim Roaming in der Schweiz zwei- bis viermal so hoch 
sind wie die Obergrenze in der EU, hätte es der Preis-
überwacher zudem begrüsst, wenn die Abrechnung des 
Datentransfers wie in der EU nach Kilobyte und nicht, 
wie dies in der Schweiz üblich ist, in Intervallen von 
30 Kilobyte erfolgen würde. Der Bericht sieht ferner vor, 
dass die Anbieter dazu verpflichtet werden können, den 
Local Breakout zu erlauben, d.h. dass ihre Kundinnen 
und Kunden mit ihrer bestehenden Telefonnummer mit 
anderen Anbietern in der EU Roaming-Vereinbarungen 
abschliessen können. Der Preisüberwacher ist mit dieser 
wettbewerbsfördernden Lösung einverstanden. 

Der Preisüberwacher bedauert, dass der Bericht die 
Problematik der Einträge in die Telefonverzeichnisse 
nicht behandelt. Seiner Meinung nach ist der Zugang zu 
den Daten in den Verzeichnissen der Telefonanbieter in 
der Regulierung nicht zufriedenstellend gelöst. Diese 
garantieren nämlich nicht, dass Angaben zu Personen 
und Unternehmen zu günstigen Konditionen eingetragen 
werden können. Der Preisüberwacher hat wiederholt 
eine Änderung der Regulierung für Eintragungen ins 
Telefonverzeichnis empfohlen und zu diesem Thema am 
30. Januar 2014 einen Newsletter veröffentlicht. So hat 
er insbesondere angeregt, in der Grundversorgungskon-
zession zu ändern, woraus der Eintrag in den Verzeich-
nissen mindestens bestehen muss. Ausserdem sollte in 
seinen Augen der Zugang der Verzeichnishersteller zu 
allen von den Abonnentinnen und Abonnenten bei 
der Anmeldung gemachten Angaben reguliert wer-
den. 

 

7.  Wasser und Abwasser 

Die Preisüberwachung publiziert seit einigen Jahren Ver-
gleiche zu den wiederkehrenden Wasser- und Abwas-
sergebühren. Um ein umfassenderes Bild der Situation 
zu erlangen, wurden 2014 erstmals auch die einmaligen 
Anschlussgebühren in den grössten Städten des Landes 
erhoben und verglichen. Weiter wurden in zahlreichen 
konkreten Fällen Empfehlungen an die zuständigen Be-
hörden abgegeben bzw. mit dem betroffenen Werk eine 
einvernehmliche Regelung abgeschlossen. 

7.1  Einzelfallprüfungen 

Die Preisüberwachung hat viele Empfehlungen abgege-
benen und einvernehmliche Regelungen abgeschlossen. 
In diversen Fällen konnte auf eine formelle Empfehlung 
verzichtet werden, weil die Regulierungspraxis inzwi-
schen bekannt ist und die Gebührenvorlagen oft schon 
den von uns geforderten Kriterien entsprechen. Nament-
lich von grösseren Werken wird die Preisüberwachung 
oft schon früh kontaktiert, so dass schlussendlich keine 

formelle Empfehlung oder formelle einvernehmliche 
Regelung notwendig ist. Ein typisches Beispiel für ein 
solches Vorgehen ist der Kanton Genf. 

Im Rahmen des Projekts zur Überarbeitung der Finan-
zierung der Abwasserentsorgung im Kanton Genf haben 
die kantonale „Direction générale de l’eau“ (DGEau), die 
„Services Industriels de Genève“ (SIG) und der Preis-
überwacher in den letzten Jahren eng zusammengear-
beitet. Aus diesem Grunde konnte der Preisüberwacher 
seine Einwände frühzeitig in das Projekt einbringen. So 
führte die Vorbeurteilung des Preisüberwachers an den 
Staatsrat des Kantons Genf im Jahr 2012 dazu, dass 
das Niveau der neuen Gebühren für die Finanzierung 
des Sekundärnetzes gegenüber dem ursprünglichen 
Projekt um rund 30 Prozent gesenkt wurde. Am 26. No-
vember 2014 hat der Genfer Staatsrat dem Preisüber-
wacher ausserdem seinen Entscheid mitgeteilt, dessen 
Empfehlungen vom September 2014 teilweise zu über-
nehmen. Die Konsumentinnen und Konsumenten wer-
den damit von einer zusätzlichen globalen Reduktion 
von 3 Rappen pro Kubikmeter Abwasser profitieren. Die 
realisierte Ersparnis aus der reduzierten Erhöhung wird 
auf zirka 10 Millionen Franken jährlich bis 2019 ge-
schätzt. Der Preisüberwacher ist allerdings der Ansicht, 
dass mit einer Abschreibung der Leitungen des Sekun-
därnetzes, die sich näher an der tatsächlichen Nut-
zungsdauer orientiert, und mit flexibleren Massnahmen 
zur Amortisierung der Überschuldung des Primärnetzes 
die Erhöhung der neuen Tarife noch stärker hätte redu-
ziert werden können. 

Grundsätzlich kann davon ausgegangen werden, dass 
die meisten Werke und Gemeinden keine missbräuch-
lich hohen Gewinne anstreben. Trotzdem führt ein über-
triebenes Vorsichtsprinzip und der Wunsch, dass die 
Werke möglichst schuldenfrei sein sollten, in Phasen mit 
höherem Investitionsbedarf mancherorts zu stark über-
höhten Tarifen. Hierzu tragen auch kantonale Abschrei-
bungsvorschriften bei, welche den Werken häufig viel zu 
kurze Abschreibungsfristen vorgeben. Mit dem zur Zeit 
in der Einführung begriffenen neuen Rechnungsmodell 
HRM2 könnte sich diese Situation verbessern. Ein Vor-
teil der effektiven Umsetzung nach dem Prinzip der 
transparenten Rechnungslegung „True and Fair View“ 
ist, dass die korrekten Gebühren mehr oder weniger 
direkt aus der Jahresrechnung abgeleitet werden kön-
nen. Dies führt in den gebührenfinanzierten Bereichen 
zu sehr viel mehr Transparenz. 

Da die Kantone das neue Rechnungsmodell auch einfüh-
ren können ohne etwas an der bisherigen Abschrei-
bungspraxis zu ändern, ist die Preisüberwachung aktiv 
geworden. Mittels einer Umfrage hat sich die Preisüber-
wachung einen Überblick über die geplante Umsetzung 
von HRM2 verschafft. Basierend auf den Ergebnissen 
hat sie bereits zahlreichen Kantonen Umsetzungsemp-
fehlungen abgeben.8 

                                                           
8 Vgl. hierzu Newsletter 01/15 unter www.preisueberwacher.admin.ch 

Suchpfad Dokumentation > Medieninformationen > Newsletter > 
2015. 

http://www.preisueberwacher.admin.ch/
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7.2  Anschlussgebühren für Wasser und Abwasser: 
Untersuchung des Preisüberwachers zeigt 
grosse Unterschiede 

Die Beobachtung der Preis- und Gebührenentwicklung 
im Bereich Wasser und Abwasser gehört zum gesetzli-
chen Aufgabengebiet des Preisüberwachers. Wie bereits 
erwähnt, publiziert der Preisüberwacher seit Jahren Ver-
gleiche der wiederkehrenden Gebühren von Wasser, 
Abwasser und Abfall auf seiner Website9. Ein Grund für 
die sehr unterschiedliche Höhe wiederkehrender Gebüh-
ren sind die Einnahmen aus einmaligen Anschlussge-
bühren. Um das Bild der gebührenfinanzierten Betriebe 
abzurunden, führte die Preisüberwachung die vorliegen-
de einmalige Erhebung durch. Befragt wurden die 50 
einwohnerstärksten Gemeinden der Schweiz. 

Die Wasserversorgung und die Abwasserentsorgung 
sind stark durch die Fixkosten der Infrastruktur geprägt. 
Insbesondere sind das Abschreibungen und Zinskosten. 
Sie werden teilweise über einmalige Anschlussgebühren 
finanziert. Die Höhe der einmaligen Anschlussgebühren 
beeinflusst die Höhe der wiederkehrenden, verbrauchs-
abhängigen Gebühren: Je grösser der Anteil der bereits 
über Anschlussgebühren finanzierten Anlagen, desto 
geringer ist der Bedarf an wiederkehrenden Gebühren 
für die Abschreibung der restlichen Anlagen. Hohe Ein-
nahmen aus Anschlussgebühren in der Vergangenheit 
können sich damit in der Gegenwart durch eine geringe 
Schuldenlast auswirken, welche niedrigere wiederkeh-
rende Kosten mit sich bringt. Zu berücksichtigen ist fer-
ner die Bautätigkeit in einer Gemeinde. Je ausgiebiger 
die Bautätigkeit und damit die Ausgaben für Erschlies-
sungen, desto höher fallen auch die Einnahmen aus 
Anschlussgebühren aus. 

Die Anschlussgebühren können als ein Einkauf in die 
bestehenden Reserven der entsprechenden Gemeinde-
betriebe interpretiert werden, soweit sie über die direkt 
verursachten Anschlusskosten hinausgehen. Das heisst: 
Jeder, der neu angeschlossen wird, kauft sich in dem 
Ausmass in die bestehende Infrastruktur ein, wie er die-
se potentiell wird nutzen können. Eine einheitliche Praxis 
zur Bemessung der richtigen Höhe der Anschlussgebüh-
ren gibt es jedoch nicht. Ein mögliches Mass bei der 
Wasserversorgung wäre z.B. der umbaute Raum oder 
der Versicherungswert. Ein grösseres oder teureres 
Haus hat meist auch einen grösseren potentiellen Was-
serverbrauch. Die Wasserversorgung deckt auch den 
Löschschutz im Brandfall ab und auch der Wert des 
Brandschutzes ist in einem gewissen Mass vom Gebäu-
devolumen oder vom Gebäudewert abhängig. 

Insgesamt muss festgehalten werden, das Anschluss-
gebühren langfristig keine nachhaltige Finanzierungs-
quelle darstellen, da die zu überbauenden Flächen frü-
her oder später überbaut sind und der zusätzliche Flä-
chenbedarf durch Umnutzungen und Verdichtungen 
gedeckt werden muss. Eine Erhebung von Anschluss-
gebühren bei Umnutzungen ohne höhere Nutzungsin-
tensität ist jedoch aus Sicht der Preisüberwachung unzu-
lässig. Unabhängig von dieser preisüberwachungsrecht-
lichen Betrachtung sollte den Gemeinden bewusst sein, 
dass hohe Anschlussgebühren potenziell investitions-
hemmend wirken können. Sie verursachen einen höhe-
                                                           
9 http://www.preisvergleiche.preisueberwacher.admin.ch/. 

ren Liquiditätsbedarf bei Baubeginn und könnten des-
halb potentielle Bauherren abschrecken. 

Die Gemeinden nutzen ihre Autonomie in der Gebüh-
rengestaltung. Da die Gebührensysteme in der Schweiz 
in Höhe und Art der Gebühren sehr vielfältig sind, lassen 
sich diese nicht ohne Weiteres vergleichen. Deshalb 
basiert der Vergleich der einmaligen Anschlussgebühren 
für Wasser und Abwasser der 50 einwohnerreichsten 
Gemeinden der Schweiz auf Berechnungen für drei aus-
gewählte Haustypen im Neubau unter Verwendung der 
jeweiligen kommunizierten Tarife der Gemeinden. Aus-
gehend von den Haushalttypen, die für den Vergleich 
der wiederkehrenden Gebühren verwendet werden, hat 
der Preisüberwacher drei Standardhäuser definiert. 

Die bei dieser Untersuchung zum Vorschein gekomme-
nen Unterschiede bei den Anschlussgebühren sind 
gross. Da es keine spezifischen Regelungen für die kon-
krete Festlegungen von Anschlussgebühren gibt, beur-
teilt der Preisüberwacher die Anschlussgebühren nur in 
Hinblick auf eine Gleichbehandlung der Gebührenzahler 
bzw. eine eventuelle Überfinanzierung. Aus Gründen der 
Gleichbehandlung der Gebührenzahler sollten die einma-
ligen Gebühren in der Regel nur sehr zurückhaltend an-
gepasst werden. Konkreter Handlungsbedarf besteht 
dort, wo hohe Anschlussgebühren zu einer systemati-
schen Überfinanzierung führen. Dies ist insbesondere 
dort der Fall, wo die Abschreibungen auf Basis von Wie-
derbeschaffungswerten ermittelt werden. Nebst dem, 
dass Anschlussgebühren keine nachhaltige Finanzie-
rungsquelle darstellen, wären die Gemeinden mit hohen 
Anschlussgebühren wohl gut beraten, über die Zeit einen 
sorgfältigen Pfad zur Senkung dieser Gebühren einzu-
schlagen oder die Gebühren zumindest nicht mehr zu 
erhöhen. Dies dürfte investitionsfördernd sein und 
gleichzeitig das Risiko von Unregelmässigkeiten senken. 

http://www.preisvergleiche.preisueberwacher.admin.ch/
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Die Anschlussgebühren im Überblick 

Tabellen für einmalige Anschlussgebühr Wasser und Abwasser 

 
Abbildung 2: Haustyp Mehrfamilienhaus mit 15 Wohnungen 

*In den Gemeinden Carouge, Lancy, Meyrin und Vernier gelten die gleichen Tarife wie in Genf. 
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Abbildung 3: Haustyp: Mehrfamilienhaus 5 Wohnungen 

*In den Gemeinden Carouge, Lancy, Meyrin und Vernier gelten die gleichen Tarife wie in Genf. 
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Abbildung 4: Haustyp Einfamilienhaus 

*In den Gemeinden Carouge, Lancy, Meyrin und Vernier gelten die gleichen Tarife wie in Genf. 
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8. Abfall 

Die Preisüberwachung hat im Jahr 2014 die Tarife von 
zwei vergleichsweise teuren Betreibern von Kehrichtver-
brennungsanlagen (Vadec SA, Kanton NE und UTO, 
Kanton VS) einer Prüfung unterzogen und sich mit die-
sen im Rahmen von einvernehmlichen Regelungen auf 
Gebührenreduktionen geeinigt. Im Licht der neuen 
Rechtsprechung des Bundesgerichts zur Finanzierung 
der Entsorgung von Littering-Abfällen wurde ausserdem 
die Empfehlungspraxis der Preisüberwachung für kom-
munale Abfalltarife angepasst und erstmals bei der Ge-
meinde Ittigen angewendet. 

8.1  Tarifprüfung von Kehrichtverbrennungsanla-
gen 

Die Preise für die Verbrennung von einer Tonne Abfall 
variieren zwischen den 30 Kehrichtverbrennungsanlagen 
in der Schweiz um mehr als das Doppelte. Zurückzufüh-
ren sind diese Preisunterschiede auf zahlreiche Fakto-
ren wie etwa die Grösse oder das Alter der Anlage. Sie 
können aber auch mit Ineffizienzen wie einer ungeeigne-
ten Investitions- oder Abschreibungspolitik zusammen-
hängen. Vor diesem Hintergrund hat die Preisüberwa-
chung in den letzten Jahren die Preise der einzelnen 
Kehrichtverbrennungsanlagen in der Schweiz unter-
sucht. 

Im Jahr 2013 hat die Preisüberwachung den Kehricht-
verbrennungspreis der im Jurabogen für die Abfallver-
wertung zuständigen Vadec SA analysiert, der mit 
CHF 200.- pro Tonne verhältnismässig hoch war. Die 
Vadec SA kümmert sich um den Abfall von 
350'000 Einwohnerinnen und Einwohnern in über 
250 Gemeinden im Kanton Jura, im Berner Jura, im 
Kanton Neuenburg und im nördlichen Waadtland und 
verbrennt jährlich knapp 100'000 Tonnen Abfall. Das 
Unternehmen hat ab Januar 2014 eine Senkung des 
Tarifs für die Kehrichtverbrennung der Aktionärsgemein-
den von CHF 200.- auf CHF 180.- pro Tonne (inkl. Zu-
satzleistungen) vorgeschlagen. Die Preisüberwachung 
hat die Kosten der Anlage geprüft und diese Senkung 
akzeptiert. Sie hat dabei insbesondere berücksichtigt, 
dass die Vadec SA Reserven für den Bau einer neuen 
Anlage in La Chaux-de-Fonds ungefähr im Jahr 2025 
benötigt. Weitere preisbestimmende Faktoren sind die 
Einführung von Sackgebühren in gewissen Regionen 
und Einnahmeneinbussen infolge der für Ende 2015 
geplanten Schliessung der Anlage in Colombier und aus 
dem Stromverkauf. Die Preissenkung um CHF 20.- soll 
über die Abfallgebühren an die Einwohnerinnen und 
Einwohner der Aktionärsgemeinden weitergegeben wer-
den. Damit dürften diese von 2014 bis 2016 jährlich über 
CHF 1 Million einsparen, da die einvernehmliche Rege-
lung für drei Jahre gilt. 

Im Jahr 2014 hat die Preisüberwachung den Tarif der 
Kehrichtverbrennungsanlage Mittelwallis (UTO) unter-
sucht, der bei CHF 180.- pro Tonne lag. Der Hauptgrund 
für diese Untersuchung waren die im Vergleich mit ande-
ren Kehrrichtverbrennungsanlagen in der Schweiz und 
mit den zwei anderen Anlagen im Wallis hohen Preise, 
die die UTO den Gemeinden verrechnete. Gemäss einer 
ersten Beurteilung der Anlage erachtete der Preisüber-
wacher die Preise als missbräuchlich hoch. Uneinigkeit 

bestand insbesondere über die Höhe der Mittel für die 
Erneuerung der Anlagen und zur Kostenstabilisierung 
sowie über die Abschreibungsdauer. Die von der UTO in 
der Folge gelieferten zusätzlichen Elemente ermöglich-
ten es der Geschäftsleitung der UTO und dem Preis-
überwacher schliesslich, sich auf eine einvernehmliche 
Regelung mit einer Senkung des Verbrennungspreises 
um CHF 30.- pro Tonne Abfall zu einigen. Damit sinkt der 
Preis von CHF 180.- auf CHF 150.- pro Tonne (exkl. 
MWST). Dieser Tarif bedarf noch der Genehmigung 
durch die Generalversammlung von Mitte 2015. Er tritt 
rückwirkend per 1. Januar 2015 in Kraft. Dies sollte den 
angeschlossenen Gemeinden Einsparungen in Höhe von 
jährlich ca. CHF 1 Million über die dreijährige Gültigkeits-
dauer der einvernehmlichen Regelung ermöglichen, also 
bis Ende 2017. 

8.2  Bundesgerichtsurteil zur Finanzierung der Ent-
sorgungskosten von Littering-Abfällen 

Die Stadt Bern erhebt für ihre Leistungen im Bereich der 
öffentlichen Abfallentsorgung eine jährliche Grundge-
bühr von den Eigentümern von Gebäuden sowie Verur-
sachergebühren nach Massgabe der zu entsorgenden 
Abfallmenge von den Inhabern der Abfälle. Auf den 
1. Mai 2007 trat ein neues Abfallreglement in Kraft, wel-
ches vorsah, die Kosten für die Reinigung der Strassen 
und Grünanlagen von achtlos weggeworfenem Abfall 
(Littering), für dessen Entsorgung und für die Entsor-
gung des in den öffentlichen Abfalleimern zurückgelas-
senen Abfalls via Grundgebühr den Gebäudeeigentü-
mern zu übertragen. 

Dagegen wurde von einigen Gebäudeeigentümern Be-
schwerde in erster Instanz bei der Direktion für Tiefbau, 
Verkehr und Stadtgrün der Stadt Bern, in zweiter Instanz 
beim Regierungsstatthalteramt Bern und in dritter In-
stanz beim Verwaltungsgericht des Kantons Bern ge-
führt. Mit Urteil vom 19. Januar 2011 hiess das Verwal-
tungsgericht des Kantons Bern die erhobene Beschwer-
de teilweise gut und hob den Entscheid des Regierungs-
statthalteramtes auf. Mit Eingabe vom 16. März 2011 
erhob die Stadt Bern beim Bundesgericht Beschwerde 
mit dem Antrag, das Urteil des Verwaltungsgerichts auf-
zuheben. 

Das Bundegericht hatte in einem ersten Schritt zu prü-
fen, ob die Entsorgung der gelitterten Abfälle verursa-
chergerecht nach den Grundsätzen von Artikel 32a 
USG10 (Umweltschutzgesetz) oder aus allgemeinen 
Mitteln des Staates zu finanzieren sei. Es kam dabei 
zum Schluss, dass die Entsorgungskosten der gelitterten 
Abfälle nach den Vorgaben für Siedlungsabfälle verur-
sachergerecht zu finanzieren seien. Diesem Erfordernis 
vermöge jedoch eine Finanzierung der Litteringkosten 
via Abfallgrundgebühr durch die Gesamtheit der Gebäu-
deeigentümer nicht zu genügen, weil die Gebäudeeigen-
tümer nicht generell als Verursacher des Litterings be-
trachtet werden könnten. 

Die Litteringkosten könnten aber den Betrieben − zwar 
nicht im Rahmen der Grundgebühr, aber bspw. durch 
Erhebung eines entsprechenden Zuschlags − nach 
                                                           
10 Die Kantone sorgen dafür, dass die Kosten für die Entsorgung der 

Siedlungsabfälle, soweit sie ihnen übertragen sind, mit Gebühren 
oder anderen Abgaben den Verursachern überbunden werden (…). 
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sachlich haltbaren Kriterien insofern auferlegt werden, 
als plausibel dargelegt werden könne, dass diese Be-
triebe in besonderer Weise zur Entstehung des im öf-
fentlichen Raum beseitigten Abfalls beitrügen (z.B. 
Take-away-Betriebe), wie das Bundesgericht festhielt. 
Weiter geht es davon aus, dass mittels der erwähnten 
Kausalabgabe nicht alle Kosten gedeckt werden könnten 
und die verbleibenden Kostenanteile durch das Ge-
meinwesen in seiner Eigenschaft als Grundstückeigen-
tümer (Eigentümer öffentlicher Strassen und Plätze) zu 
tragen seien. Indem das Gemeinwesen öffentliche Ab-
fallbehälter bereitstelle oder durch ungenügende präven-
tive oder repressive Massnahmen die illegale Entsor-
gung nicht verhindere, sei es als sekundärer Verursa-
cher zu betrachten und habe sich folglich an den Kosten 
zu beteiligen. Das Bundesgericht wies deshalb die Be-
schwerde der Stadt Bern ab. 

Es obliegt nun der Stadt Bern, ein Abfallkonzept zu ent-
werfen, das künftig erlaubt, Lebensmittelläden, Take-
aways, Eventveranstalter, Nachtlokale usw. an den Ent-
sorgungskosten des Abfalls im öffentlichen Raum mittels 
einer verursachergerechten Gebühr zu beteiligen. Nach 
Vorliegen des entsprechenden Konzepts wird sich die 
Preisüberwachung von der Stadt Bern vernehmen las-
sen. Bis zur Einführung des sog. «Sauberkeitsrappens» 
ist die öffentliche Hand als Sekundärverursacher zu 
betrachten und die Kosten des Litterings sind über all-
gemeine Steuermittel zu tragen. 

Der Bundesgerichtsentscheid hat Auswirkungen in jenen 
Gemeinden, in denen bis anhin die Kosten für die Ent-
sorgung der Littering-Abfälle via Grundgebühr den Haus-
eigentümern übertragen wurden. In diesen Fällen emp-
fiehlt die Preisüberwachung künftig von dieser Finanzie-
rungsart abzusehen und bis zur allfälligen Einführung 
einer spezifischen Gebühr die Kosten des Litterings über 
allgemeine Steuermittel zu tragen. Eine entsprechende 
Empfehlung erging erstmals an die Gemeinde Ittigen 
(BE), die nun im Begriff ist, die Gebührenordnung einer 
Revision zu unterziehen. 

 

9. Spitaltarife: Investitionskosten und Regulie-
rungsvorschläge zu SwissDRG Basispreisen 

Per Anfang 2012 sind die neue Spitalfinanzierung und 
gleichzeitig das neue nationale Abrechnungssystem für 
stationäre Spitalleistungen „SwissDRG“ in Kraft getreten. 
Einer der Hauptdiskussionspunkte sind die Investitions-
kosten. In einer Analyse konnte die Preisüberwachung 
keinen signifikanten Zusammenhang mit der Höhe der 
schwerebereinigten Fallpauschalen, den sog. Basisprei-
sen oder Baserates nachweisen. Des Weiteren ergingen 
dieses Jahr die ersten beiden Grundsatzurteile des Bun-
desverwaltungsgerichts zu strittigen SwissDRG-
Basispreisen. Insbesondere betreffend der Wirtschaft-
lichkeitsvergleiche, des Ermessens der Kantone und der 
Zulässigkeit von sog. Effizienzgewinnen setzte das Ge-
richt neue Akzente. Darauf basierend ist die Preisüber-
wachung bereits ans Eidg. Departement des Innern ge-
langt mit Ausbauvorschlägen für die Regulierung von 
stationären Spitaltarifen, damit die gegenwärtig zu be-
obachtende Kostenexplosion bei den stationären Spital-
leistungen möglichst bald gestoppt werden kann. 

9.1  Investitionskosten - Kein signifikanter Zusam-
menhang mit der Höhe der Baserates 

Mit der neuen Spitalfinanzierung werden die verschiede-
nen stationären Leistungen der akutsomatischen Spitä-
ler durch diagnosebezogene Fallpauschalen finanziert. 
Der zu bezahlende Preis einer beliebigen Leistung ergibt 
sich, indem der Basispreis resp. die Baserate11 eines 
Spitals mit dem entsprechenden Kostengewicht multipli-
ziert wird. Mit der Baserate werden insbesondere auch 
die Investitions- resp. Anlagenutzungskosten (ANK) 
abgegolten, womit die Höhe der ANK einen direkten 
Einfluss auf die gesamten Gesundheitskosten hat.12 
Aufgrund des überproportionalen Kostenanstiegs im 
Gesundheitswesen13 ist somit auch den Investitionskos-
ten Beachtung zu schenken und dafür zu sorgen, dass 
sie nicht unnötig aufgebläht werden. 

Im Jahr 2012 wurden die Investitionskosten als Zuschlag 
von 10% auf den verhandelten resp. festgelegten Basis-
preisen (exkl. ANK) abgerechnet, ab 2013 werden in der 
Kalkulation die spitalindividuell ausgewiesenen Kosten 
berücksichtigt. Von den Vertretern der Spitäler wurde oft 
argumentiert, dass die effektiven Anlagenutzungskosten 
den 2012 gültigen normativen Wert von 10% deutlich 
übertreffen würden. In einer PWC-Studie14 mit 20 
Schweizer Spitälern wurde analysiert, welche minimale 
Rendite15 die Spitäler erzielen müssen, um ihre Anlage-
nutzungskosten kostendeckend finanzieren zu können. 
Für die Schweizer Spitäler berechnete PWC Werte im 
Bereich von 9.5% bis 13.6%. Für europäische Spital-
gruppen, welche als Benchmark dienen, liegen die ent-
sprechenden Werte im Bereich von 7.9% bis 10.9%16. 

Aufgrund der dargelegten Aktualität der Investitionskos-
ten bei Spitälern haben wir die ausgewiesenen Investiti-
onskosten anhand von 52 von der Preisüberwachung 
(PUE) für das Tarifjahr 2013 überprüften Spitälern ge-
nauer analysiert. In einem ersten Schritt haben wir die 
Höhe der ausgewiesenen Investitionskosten in Bezug 
auf andere Kostengrössen ermittelt und danach analy-
siert, welchen Zusammenhang es zwischen dem Investi-
tionskostenanteil und der Baserate gibt. Der Investiti-
onskostenanteil wird in Prozenten der Betriebskosten 

                                                           
11 Die Baserate entspricht dem Preis resp. den verrechenbaren Kosten 

einer Leistung mit dem Kostengewicht 1 resp. dem Preis einer Leis-
tung mit durchschnittlicher Fallschwere. 

12 Zu den ANK gehören insbesondere Abschreibungen sowie Kapital- 
und Mietkosten. 

13 Gemäss BFS betrugen die Schweizer Gesundheitskosten 1960 
4.8% des BIPs, während sie 2012 bereits 11.5% ausmachten. Dies 
ist umso bemerkenswerter, da das BIP in derselben Periode auch 
stark gestiegen ist. 

14  „Schweizer Spitäler: So gesund waren die Finanzen 2012“, PWC 
(2013), http://www.pwc.ch/de/branchen/gesundheitswesen.html. 

15 PWC berechnete dazu die EBITDA-Marge (Earnings before interest, 
taxes, depreciation and amortization) in Abhängigkeit der Kapital-
kosten, Abschreibungen und des Kapitalumschlags. Die Kapitalkos-
ten wurden mittels WACC (weighted average cost of capital) be-
rechnet. Der WACC entspricht der durchschnittlich geforderten Ren-
dite der Eigen- und Fremdkapitalgeber. 

16 Die tieferen Werte der europäischen Spitalgruppe werden in der 
PWC-Studie durch deren höheren Kapitalumschlag begründet. Der 
Kapitalumschlag drückt den Umsatz in % der Investitionen aus. Ein 
Kapitalumschlag von 1 resp. 100% bedeutet, dass der Umsatz 
gleich hoch ist wie die getätigten Investitionen. In der Schweiz be-
trägt der Kapitalumschlag gemäss PWC-Studie 0.9, in den europäi-
schen Vergleichsländern 1.5. 

http://www.pwc.ch/de/branchen/gesundheitswesen.html
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(netto 1) (inkl. ANK) ausgedrückt17. Um beurteilen zu 
können, ob die effektiven Anlagenutzungskosten den 
2012 gültigen normativen Zuschlagswert von 10% über-
treffen, berechneten wir zudem den Anteil der Investiti-
onskosten an den standardisierten Betriebskosten exkl. 
ANK (da der 10%-Zuschlag auf Basis der verhandelten 
resp. festgelegten Basispreise (exkl. ANK) berechnet 
wurde)18. 

Die statistischen Kennzahlen sowie die Verteilung des 
Anteiles der Investitionskosten der überprüften Spitäler 
werden in Tabelle 2 und Abbildung 5 wiedergegeben: 

                                                           
17 Die Betriebskosten (netto 1) sind die verrechenbaren Kosten vor 

den Abzügen für Forschung und universitäre Lehre, Überkapazitä-
ten, Mehrkosten für Zusatzversicherte und Intransparenz der Daten 
sowie den Zuschlägen für Zinsen und Teuerung. 

18 Die standardisierten Betriebskosten sind die verrechenbaren Kosten 
nach den Abzügen für Forschung und universitäre Lehre, Überka-
pazitäten, Mehrkosten für Zusatzversicherte und Intransparenz der 
Daten sowie den Zuschlägen für Zinsen und Teuerung. Sie dienten 
im Tarifjahr 2013 zur Bestimmung der kalkulierten Baserate gemäss 
PUE. 
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Anteil ANK an Betriebskosten 
(netto 1) (inkl. ANK)

Anteil ANK an standardisierten 
Betriebskosten (exkl. ANK)

Anzahl: 52 52

Mittelwert: 9.58% 11.94%

Median: 9.21% 10.87%

Minimum: 2.46% 2.67%

Maximum: 19.62% 26.53%  
Tabelle 2: Statistische Kenngrössen Anteil Anlagenutzungskosten (verschiedene Bezugsgrössen) 

 

 
Abbildung 5: Verteilung Anteil Anlagenutzungskosten (verschiedene Bezugsgrössen) 

 
Je nach Bezugsgrösse ergeben sich unterschiedliche 
Werte für die statistischen Kenngrössen (Tabelle 2). Die 
Mittelwerte betragen 9.58% (Betriebskosten netto 1 (inkl. 
ANK)) und 11.94% (standardisierte Betriebskosten (exkl. 
ANK)). In Abbildung 5 wird ersichtlich, dass die Vertei-
lung der ANK, unabhängig von der Bezugsgrösse, 
rechtsschief ist. Solche Verteilungen weisen die Eigen-
schaft auf, dass der Medianwert kleiner als der Mittel-
wert ist (Tabelle 2). Aufgrund dieser Ergebnisse kann 
davon ausgegangen werden, dass der normative Zu-
schlagswert von 10% im Jahr 2012 gemessen an den 
von den Spitälern selber ausgewiesenen Kosten knapp 
ausreichend war. Obwohl der Anteil der Investitionskos-
ten an den standardisierten Betriebskosten (exkl. ANK) 
im Durchschnitt 11.94% beträgt, muss bei der Beurtei-
lung berücksichtigt werden, dass die verhandelten resp. 
festgesetzten Baserates 2012 im Durchschnitt um 10% 
zu hoch ausfielen. 

Der Zusammenhang zwischen dem Investitionskostenan-
teil und der Baserate wurde basierend auf den Betriebs-
kosten netto 1 (inkl. ANK) berechnet und ist in Abbildung 
6 graphisch dargestellt: 
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Abbildung 6: Zusammenhang Anteil Anlagenutzungskosten und Baserate (Bezugsgrösse: Betriebskosten netto 1 (inkl. ANK)) 

 
Über alle 52 Spitäler betrachtet, ergibt sich ein vernach-
lässigbar kleiner positiver Zusammenhang zwischen dem 
Anteil der Investitionskosten und dem kostenbasierten 
Basispreis (Korrelationskoeffizient beträgt 0.14). Auch 
der tiefe Wert des R2 (0.0417) deutet darauf hin, dass es 
keinen signifikanten linearen Zusammenhang gibt. An-
hand dieses Ergebnisses können folgende Schlüsse 
gezogen werden: 

• Es kann nicht argumentiert werden, dass Spitäler, 
welche mehr investieren, notwendi-gerweise höhere 
Gesamtkosten aufweisen und damit einen höheren 
Basispreis benötigen. Ob mehr Investitionen die Ef-
fizienz erhöhen, indem Personal- und Sachkosten 
eingespart werden oder ob mehr Investitionen zu 
Ineffizienz führen, indem Fehlinvestitionen getätigt 
werden, kann aufgrund der Daten nicht beurteilt 
werden. 

• Es kann davon ausgegangen werden, dass die kos-
tenbasierten Baserates ein geeignetes Mass für ein 
Benchmarking sind, da sie unabhängig von den ANK 
sind. Dies impliziert, dass es keinen Bias betreffend 
Höhe der Investitionskosten gibt, wonach Spitäler 
mit höheren resp. tieferen ANK einen Vor- resp. 
Nachteil beim Benchmarking haben. 

Fazit 

Basierend auf dieser Analyse kommt die Preisüberwa-
chung zu folgenden Schlüssen: 

• Der durchschnittliche Anteil der Investitionskosten 
liegt um die 10%. Da die ausgehandelten resp. fest-
gesetzten Basispreise 2012 sehr grosszügig ausfie-
len, war der im ersten Jahr der neuen Spitalfinanzie-
rung gesetzlich vorgegebene normative Zuschlags-
wert von 10% ausreichend. 

• Zudem scheint es keinen signifikanten linearen Zu-
sammenhang zwischen dem Anteil der Investitions-
kosten und der kalkulierten Baserate zu geben. Dar-
aus schliessen wir, dass mehr Investitionen nicht 
zwangsweise auch die Effizienz der Spitäler erhö-
hen. Ob Investitionen gefördert werden sollen, muss 
deshalb im Einzelfall geprüft werden. Zudem schei-
nen die Basispreise ein geeignetes Mass für ein 
Benchmarking zu sein. 

9.2  Erste Entscheide des Bundesverwaltungsge-
richts zu den Basispreisen 2012 - notwendiger 
Ausbau der Regulierung zur Tarifermittlung 
zwecks Kostendämpfung 

Am 7. April 2014 veröffentlichte das Bundesverwal-
tungsgericht (BVGer) ein erstes Grundsatzurteil unter 
dem Regime der seit Anfang 2012 gültigen neuen Spital-
finanzierung. Es betrifft die Baserate 2012 des Luzerner 
Kantonsspitals (vgl. Urteil C-1698/2013). Am 11. Sep-
tember 2014 folgte der zweite Grundsatzentscheid i.S. 
Basispreise 2012 für die beiden Stadtzürcher Spitäler 
Triemli und Waid (vgl. Urteil und Teilurteil C-2283/2013, 
C-3617/2013). In beiden Fällen hat die Preisüberwa-
chung im Jahr 2012 formelle Tarifempfehlungen z.H. der 
Luzerner, bzw. der Zürcher Regierung zur Höhe der 
anzuwendenden Basispreise 2012 abgegeben19. 

Aufgrund der Ausführungen des Gerichts ortet die Preis-
überwachung dringenden gesetzgeberischen Hand-
lungsbedarf: 

Zwar sprechen sich beide Urteile klar für die Notwendig-
keit eines transparenten Kostenausweises als Basis für 
                                                           
19 Beide Empfehlung lauteten auf eine Baserate 2012 (100%, inkl. 

Investitionskosten) von Fr. 8‘974.- aufgrund unseres nationalen 
Benchmarkings mit effizienten Spitälern aus den Kantonen Zürich 
und Thurgau. Der Kanton Luzern setzte dagegen für sein Kan-
tonsspital eine Baserate von Fr. 10‘325.- fest, der Kanton Zürich für 
die beiden Stadtzürcher Spitäler eine solche von Fr. 9‘480.-. 
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den Wirtschaftlichkeitsvergleich aus und nehmen die 
Spitäler und Kantone diesbezüglich in die Pflicht. Zudem 
wird die Notwendigkeit eines möglichst breit abgestütz-
ten nationalen Benchmarkings mittels Direktvergleichen 
von Basispreisen im Grundsatz bejaht. Beides ist aus 
Sicht der Preisüberwachung zu begrüssen. Andere As-
pekte der Urteile sind jedoch insbesondere aus Sicht der 
Prämienzahlenden kritisch zu werten: Das BVGer inter-
pretiert in den Entscheiden die neuen gesetzlichen 
Grundlagen insbesondere so, dass eine Gewinnmarge 
für besonders effiziente Spitäler zulasten der Obligatori-
schen Krankenpflegeversicherung (OKP) zulässig ist 
(vom Gericht als Effizienzgewinn bezeichnet). Des Wei-
teren lassen sich aus den Urteilen gewisse Hemmungen 
lesen, in dieser fachtechnisch sehr komplexen Materie 
im Detail zu einzelnen Schritten der Tarifermittlung für 
die akutstationären Spitalleistungen Stellung zu nehmen. 
Begründet wird dies damit, dass bundesrechtliche Vor-
gaben zur Tarifermittlung weitgehend fehlen würden20. 
Das Gericht sieht die Lösung dieses gesetzgeberischen 
Vakuums darin, den Kantonen bei der Bestimmung der 
benchmarking-relevanten Betriebskosten zumindest für 
eine erste Phase der Einführung der leistungsbezoge-
nen Fallpauschalen einen weiten Ermessensspielraum 
einzuräumen (vgl. Urteil C-1698/2013, Erw. 3.2.7 und 
Urteile C-2283/2013, C-3617/2013, Erw. 17). Dies er-
folgte in Abkehr von seiner bisherigen Praxis, die Emp-
fehlungen der Preisüberwachung in der Regel höher zu 
gewichten als die Entscheide der in der Sache aufgrund 
ihrer Doppelrolle als Eigner und Regulator befangenen 
Kantone. 

Auch unter dem Titel „Benchmarking und Preisbildung“ 
weist das Gericht darauf hin, dass weder das KVG noch 
die darauf erlassenen Verordnungen näher regeln, wie 
die Preisbildung zu erfolgen habe, ausser dass der Re-
ferenzwert gemäss Art 49 Abs. 1 Satz 5 KVG aufgrund 
eines Benchmarkings der schweregradbereinigten Fall-
kosten, bzw. der benchmarking-relevanten Basiswerte, 
zu bestimmen sei (vgl. Urteil C-1698/2013, Erw. 10.1.1). 
Da zudem die gemäss Art. 49 Abs. 8 KVG vorgesehe-
nen Ergebnisse von Betriebsvergleichen noch nicht vor-
liegen würden, räumt das Bundesverwaltungsgericht den 
Kantonen auch bei der Umsetzung der Preisbildungsre-
geln nach Art. 49 Abs. 1 Satz 5 KVG (d.h. bei der Ermitt-
lung effizienter Spitäler) - zumindest in der Phase der 
Einführung der leistungsbezogenen Fallpauschalen - 
ebenfalls einen sehr weiten Spielraum ein (vgl. Urteil C-
1698/2013, Erw. 10.1.4 sowie Urteile C-2283/2013, C-
3617/2013, Erw. 5.4). 

Dies ist angesichts der Doppelrolle der Kantone als inte-
ressierter Eigentümer und als Regulator sehr problema-
tisch. Die fraglichen Bestimmungen sollten deshalb im 
Bundesrecht dringend konkretisiert werden. Sonst droht 
eine Auslegung durch die Kantone, die sehr kostenin-
tensiv wird, d.h. eine weitere Explosion der bereits heute 

                                                           
20 So hält das BVGer etwa in Erwägung 3.2.5 des Luzerner Urteils fest, 

dass die VKL keine einheitliche Kostenermittlung und Leistungser-
fassung gewährleiste. Die VKL enthalte namentlich auch keine Vor-
gaben zu den streitigen Fragen bei der Ermittlung der benchmar-
king-relevanten Betriebskosten, z.B. wie die Kosten für gemeinwirt-
schaftliche Leistungen auszuscheiden sind. Sodann habe das De-
partement keinen Gebrauch gemacht von seiner Befugnis, nähere 
Bestimmungen über die technische Ausgestaltung der Kostenrech-
nung zu erlassen. 

sehr stark ansteigenden Spitalkosten. Die Kantone stüt-
zen nämlich in aller Regel die - zurzeit nach Ansicht der 
Preisüberwachung um Fr. 500.- bis 1000.- pro Fall über-
höhten - Baserate-Anträge ihrer Spitäler.  

Nachfolgende Abbildung 7 illustriert die Problematik der 
gegenwärtig sehr besorgniserregenden gesamtschweize-
rischen Entwicklung der Spitalkosten zulasten der OKP 
in den Einführungsjahren 2012 und 2013 der neuen Spi-
talfinanzierung: 

 



RPW/DPC 2014/5 

 
 

859 

 
Abbildung 7: Kostenzunahmen ganze Schweiz für Spitäler ambulant, Spitäler stationär und bei der Obligatorischen Krankenpflegeversicherung 

(OKP) insgesamt gegenüber dem Vorjahr, 2011 – 2013 (Quelle: Sasis Datenpool 2014) 
 

Die Abbildung zeigt, dass das neue SwissDRG-
Abrechnungssystems sein Versprechen einer kosten-
dämpfenden Wirkung bisher nicht einzulösen vermochte, 
stiegen doch die stationären Spitalkosten 2013 gegen-
über dem Vorjahr um beängstigende 15% bei gleichzei-
tigem Anstieg der ambulanten Spitalkosten um 10%. 
Aufgrund dieser Entwicklungen beim grössten Kosten-
block der obligatorischen Grundversicherung21 laufen 
auch die gesamten OKP-Kosten aus dem Ruder (Zu-
nahme um 8% im Jahr 2013 gegenüber 2012). 

Studien von Santésuisse22 und PWC23 zeigen zudem, 
dass sich die Gewinnentwicklung der akutsomatischen 
Spitäler ab Einführung des SwissDRG-Tarifsystems im 
Jahr 2012 markant verbessert hat. Gemäss einer Aus-
wertung von Santésuisse stiegen die in den Geschäfts-
berichten von 83 Spitälern ausgewiesenen Gewinne 
zwischen 2011 und 2012 um 75%, während die ausge-
wiesenen Verluste gleichzeitig um 85% abnahmen. 
PWC wies in ihrer auf 20 akutsomatischen Spitälern und 
den Psychiatrischen Diensten Aargau basierenden Stu-
die zudem nach, dass insbesondere die Profitabilität der 
Spitäler 2012 im Vergleich zu den fünf vorangehenden 
Jahren deutlich gestiegen ist. Die Preisüberwachung 
führt dies auf die stark überhöhten Basispreise zurück, 
die im Jahr 2012 zur Anwendung kamen. 

Die Preisüberwachung empfahl deshalb dem Eidg. De-
partement des Innern kurz nach Bekanntwerden des 
                                                           
21 Der Anteil der stationären und ambulanten Spitalkosten an den 

gesamten Kosten der obligatorischen Krankenpflegeversicherung 
betrug im Jahr 2013 gute 40%. 

22 Vgl. Santésuisse, Referat Parlamentarier-Anlass vom 11. Dezember 
2013. 

23 Vgl. PWC-Studie, Schweizer Spitäler: So gesund waren die Finan-
zen 2012, PWC 2013. 

ersten Grundsatzurteils des BVGer eine stärkere Regu-
lierung der Preisbildung bei (akutsomatischen) stationä-
ren Spitalleistungen. Diesbezüglich wäre insbesondere 
an eine Präzisierung von Art. 59c KVV (Tarifgestaltung) 
mit möglichst strengen methodischen Vorgaben zur Er-
mittlung des/der nationalen Benchmarkingwerte(s) zu 
denken. Nur wenn diese(r) Referenzwert(e) genügend 
tief zu liegen komm(en)t (z.B. auf Niveau 20%-Perzentil), 
bleiben die jetzt vom BVGer zugelassenen sog. Effizi-
enzgewinne für die OKP bezahlbar24. 

                                                           
24 Die Differenz zwischen einem strengen (=tiefen) und milden 

(=hohen) Benchmarkingwert beträgt gemäss Berechnungen von Ta-
rifsuisse knapp 500 Mio Franken pro Jahr oder 2 OKP-
Prämienprozente. 
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10.  Auslandpreisvergleich bei Herz-Kreislauf-
Medikamenten 

Die durchschnittlichen Preise in 15 westeuropäischen 
Vergleichsländern liegen sowohl bei den patentgeschütz-
ten als auch bei den patentabgelaufenen Herz-Kreislauf-
Originalpräparaten deutlich unter dem Schweizer Preis-
niveau. Die Herz-Kreislauf-Generika sind in der Schweiz 
sogar gut doppelt so teuer wie im restlichen Westeuropa. 
In den sechs Vergleichsländern des Bundesamtes für 
Gesundheit (BAG) kosten die Generika im Durchschnitt 
sogar nur rund einen Drittel der Schweizer Preise. Dies 
hat ein Auslandpreisvergleich der Preisüberwachung 
ergeben. Die Ergebnisse bestätigen die Preisüberwa-
chung in ihren langjährigen Forderungen, insbesondere 
nach der Einführung eines Referenzpreis- bzw. Festbe-
tragssystems bei patentabgelaufenen Medikamenten. 

Die Preisüberwachung hat die Publikumspreise der je 10 
umsatzstärksten patentgeschützten Originalpräparate 
sowie patentabgelaufenen Wirkstoffe (Originale und de-
ren günstigste Generika) der Herz-Kreislauf-
Medikamente mit 15 wichtigen westeuropäischen Län-
dern verglichen. Darunter sind die sechs Länder, welche 
vom BAG für den Auslandpreisvergleich herangezogen 
werden (aktuelle BAG-Länder: Deutschland, Österreich, 
Frankreich, Dänemark, Niederlande und Grossbritanni-
en). Das BAG prüft zurzeit den Einbezug weiterer Länder 
(neue BAG-Länder: Schweden, Finnland und Belgien). 
Diese wurden ebenso in den Preisvergleich miteinbezo-
gen wie auch die weiteren Länder Norwegen, Italien, 
Spanien, Portugal, Irland und Tschechien. Verglichen 
wurde sowohl mit den einzelnen Ländern, als auch mit 
Durchschnittswerten mehrerer Länder: 

• Durchschnitt aktueller BAG-Länderkorb: Durch-
schnitt der aktuellen BAG-Länder (Deutschland, Ös-
terreich, Frankreich, Dänemark, Niederlande und 
Grossbritannien); 

• Durchschnitt neuer BAG-Länderkorb: Durchschnitt 
der aktuellen und neuen BAG-Länder (Deutschland, 
Österreich, Frankreich, Dänemark, Niederlande 
Grossbritannien, Schweden, Finnland und Belgien); 

• Durchschnitt alle Vergleichsländer: Durchschnitt aller 
15 Vergleichsländer. 

10.1  Massiv überhöhte Schweizer Preise 

Die Resultate sind eindeutig. Die Schweiz gehört bei den 
Herz-Kreislauf-Medikamenten in allen Kategorien (Gene-
rika, patentabgelaufene sowie patentgeschützte Origi-
nalmedikamente) zu den teuersten Ländern. Abbildung 8 
gibt einen Überblick: 
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Abbildung 8: Durchschnittliches Preisniveau Generika, patentabgelaufene und patentgeschützte Originalmedikamente Herz-Kreislauf 

 
Die Originalpräparate, sowohl patentgeschützte als auch 
patentabgelaufene, sind in der Schweiz deutlich teurer 
als in den Vergleichsländern. So sind patentabgelaufene 
Originalpräparate in den sechs aktuellen BAG-Ländern 
durchschnittlich 19% günstiger als in der Schweiz. Mit 
dem Einbezug weiterer Länder steigt die Differenz zur 
Schweiz weiter an. Dies bedeutet, dass die aktuellen 
BAG-Länder im Durchschnitt zu den teuersten Ländern 
gehören. Ein ähnliches Bild präsentiert sich bei den pa-
tentgeschützten Medikamenten. Der Durchschnitt der 
BAG-Länder liegt 11% unter dem Preisniveau der 
Schweiz. Das durchschnittliche Preisniveau sinkt (leicht) 
mit dem Einbezug weiterer Länder. 

Am massivsten ist der Preisunterschied jedoch bei den 
Generika. Diese sind im Vergleich zum Durchschnitt aller 
Länder in der Schweiz gut doppelt so teuer. In den aktu-
ellen BAG-Ländern kosten sie sogar nur rund einen Drit-
tel des Schweizer Preises. Abbildung 9 zeigt das Generi-
ka-Preisniveau in der Schweiz (=100%) verglichen mit 
den einzelnen Ländern: 
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Abbildung 9: Auslandpreisvergleich Generika Herz-Kreislauf 

 
Ausser Norwegen sind alle anderen Vergleichsländer 
deutlich günstiger als die Schweiz. Insbesondere die 
BAG-Länder (aktuelle und neue) gehören zu den güns-
tigsten Ländern. Doch anders als bei den Originalmedi-
kamenten werden die Preise der Generika vom BAG 
nicht mittels Auslandpreisvergleich festgesetzt, sondern 
aufgrund der sog. Abstandsregel. Diese bestimmt, wie-
viel günstiger als das wirkstoffgleiche Original ein Gene-
rikum mindestens sein muss. Diese Regel wirkt preis-
wettbewerbshindernd, da sie als implizite Preisempfeh-
lung betrachtet werden kann. Zudem sorgt die Vergü-
tungspraxis der Medikamente (Generika und Originale 
werden von der Krankenversicherung abzüglich Selbst-
behalt bezahlt) dazu, dass der Anreiz der Patienten zum 
Bezug günstiger Präparate zu gering ist. Daraus resultie-
ren die im europäischen Vergleich sehr hohen Schweizer 
Generikapreise. 

10.2  Langjährige Forderungen der Preisüberwa-
chung bestätigt 

Die grosse Preisdifferenz zum Ausland ist besorgniser-
regend. Trotz verschiedener Massnahmen in den letzten 
Jahren, wie zum Beispiel der Einführung eines dreijährli-
chen Auslandpreisvergleichs, sind die Schweizer Preise 
immer noch überhöht. Dieser Preisvergleich bestätigt 
deshalb, dass die Preisüberwachung mit vielen langjäh-
rigen Forderungen richtig liegt: 

1. Erweiterung des Länderkorbs: Wie Abbildung 8 
zeigt, sind die aktuellen BAG-Länder im Durch-
schnitt sowohl bei den patentabgelaufenen wie 
auch bei den patentgeschützten Originalpräparaten 
relativ teuer25. Wenn weitere Länder einbezogen 
würden, zum Beispiel die drei neuen BAG-Länder 
oder alle 15 Vergleichsländer, würde das durch-
schnittliche Preisniveau der Vergleichsländer sin-
ken. 

                                                           
25 Bei den Generika ist es umgekehrt. Deren Preis wird allerdings vom 

BAG auch nicht direkt mittels Auslandpreisvergleich festgesetzt. 

2. Jährliche Preisüberprüfung aller Medikamente: Ein 
Drittel der Medikamente war bis im Herbst 2014 
immer noch mit einem Wechselkurs von 1.58 
EUR/CHF bewertet, obwohl der Kurs seit mehr als 
fünf Jahren nicht mehr so hoch war. Deshalb halten 
wir eine jährliche Überprüfung aller Medikamenten-
preise für sinnvoll. So könnte auch auf Preisanpas-
sungen in den Vergleichsländern schneller reagiert 
werden. 

3. Toleranzmarge abschaffen: Es muss mit dem effek-
tiven Wechselkurs verglichen werden ohne Tole-
ranzmarge. Handelbare Güter, wie es Medikamente 
sind, sollten wie alle Exportprodukte mit nominellen 
Wechselkursen bewertet werden. 

4. Einbezug effektiver gesetzlicher Rabatte im Aus-
land: Beispielsweise in Deutschland sind gesetzli-
che Rabatte für Medikamente öffentlich bekannt. 
Deshalb sollten die effektiven Rabatte in den Preis-
vergleich einbezogen werden. Erfreulicherweise 
prüft das BAG zurzeit den Einbezug dieser Ver-
günstigungen. 

5. Einführung eines Referenzpreis- bzw. Festbetrags-
systems: Eine der wichtigsten Forderungen, da ein 
derartiges System überhöhte Generikapreise wir-
kungsvoll bekämpft. 
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10.3  Einführung eines Referenzpreis- bzw. Fest-
betragssystems ist notwendig 

Bereits über 20 europäische Länder kennen ein soge-
nanntes Referenzpreissystem (auch Festbetragssystem 
genannt), dessen Einführung auch für die Schweiz an-
gezeigt wäre. Für alle patentabgelaufenen Originalmedi-
kamente und Generika mit demselben Wirkstoff wird nur 
noch ein fixer Maximalbetrag (sog. Festbetrag) durch die 
Krankenkasse vergütet, der sich an den günstigen Ge-
nerika orientiert. Somit wird der Preiswettbewerb ge-
stärkt, da Hersteller von teuren Originalpräparaten und 
Generika den Anreiz haben, ihre Preise dem Festbetrag 
anzunähern, um nicht Marktanteile zu verlieren. Ausser-
dem haben Patienten verstärkt Anreize, günstige Präpa-
rate zu beziehen, die ihnen vollständig vergütet werden. 
Medizinisch begründete Ausnahmen von der Festbe-
tragsregel wären möglich.  

Der ganze Bericht mit weiteren Forderungen der Preis-
überwachung im Medikamentenbereich ist auf der 
Homepage der Preisüberwachung abrufbar26. 

 

11.  Notariatstarife 

Die Preisüberwachung hat die Notariatstarife in den Kan-
tonen Waadt und Genf untersucht und nachgewiesen, 
dass die Kundinnen und Kunden von Genfer und Waadt-
länder Notaren massive Preissteigerungen hinnehmen 
mussten. Zurückzuführen ist dies auf die in diesen zwei 
Kantonen seit der letzten Revision der Notariatstarife 
1996 − also vor fast 20 Jahren − stark gestiegenen Im-
mobilienpreisen. Aufgrund dieser Ergebnisse hat der 
Preisüberwacher dem Staatsrat der Republik und des 
Kantons Genf sowie dem Staatsrat des Kantons Waadt 
konkrete Empfehlungen zukommen lassen. Während der 
Staatsrat des Kantons Genf dazu Ende 2014 eine Stel-
lungnahme abgab, ist die Antwort des Kantons Waadt an 
die Preisüberwachung noch ausstehend. 

Die Gebühren für Immobilientransaktionen werden in den 
Kantonen Genf und Waadt in Promille des Transaktions-
werts berechnet und hängen somit von den Immobilien-
preisen ab. Ziehen die Immobilienpreise stark an, 
müssen diese Gebühren somit ebenfalls angepasst wer-
den, um einen unverhältnismässigen Anstieg der 
Rechnung der Kundinnen und Kunden für die er-
brachte Dienstleistung zu vermeiden. In den Kantonen 
Genf und Waadt wurden die Gebührenansätze für Nota-
riatsdienstleistungen letztmals am 21. November 1996 
bzw. am 1. Januar 1997 angepasst, also vor fast 
20 Jahren. Der Preisüberwacher hat die damaligen Im-
mobilienpreise mit den Preisen von 2013 verglichen und 
die entsprechende Analyse am 25. März 2014 in Form 
eines Newsletters publiziert. Daraus wird ersichtlich, 
dass die Notariatstarife in diesen zwei Kantonen unbe-
dingt angepasst werden müssen. 

                                                           
26

 www.preisueberwacher.admin.ch > Dokumentation > Publikationen 
> Studien & Analysen > 2014. 

11.1 Gebührenanstieg im Kanton Genf seit Inkraft-
treten der Tarife im Jahr 1996 

Die Gebühren für die Eigentumsübertragung von Immo-
bilien wurden im Kanton Genf letztmals 1996 revidiert 
und sind am 21. November 1996 in Kraft getreten. Die 
Analyse der im Monitoring 1997 und im Immo-
Monitoring 2014 veröffentlichten Daten von Wü-
est & Partner hat gezeigt, dass sich die Immobilienprei-
se in Genf seit 1996 mindestens verdoppelt haben. 
Damit sind auch die Einnahmen der Notare für die glei-
che Dienstleistung stark gestiegen. Ein 5-Zimmer-
Einfamilienhaus (Medianobjekt27) kostete 1996 
CHF 660'000 und 2013 CHF 1'545'000 − also mehr als 
das Doppelte. Die Notariatsgebühr belief sich auf 
CHF 3770 für den Immobilienwert von 1996 
(CHF 660'000) und auf CHF 7085 für den Wert von 2013 
(CHF 1'545'000). Das entspricht einer Preissteigerung 
für dieselbe Dienstleistung von 88 %. Der Medianpreis 
für eine 5-Zimmer-Eigentumswohnung betrug 1996 
CHF 540'000 und 2013 CHF 1'563'000, was praktisch 
einer Verdreifachung entspricht. In diesem Fall lagen die 
Notariatsgebühren für die gleiche Dienstleistung 1996 bei 
CHF 3230 und 2013 bei CHF 7139, was einen Anstieg 
um 121 % bedeutet. Zum Vergleich: Zwischen 1996 und 
2013 ist der Landesindex der Konsumentenpreise ge-
mäss den Indizes der jahresdurchschnittlichen Werte des 
Bundesamtes für Statistik (BFS) um 11,4 % gestiegen. 

11.2 Gebührenanstieg im Kanton Waadt seit Inkraft-
treten der Tarife im Jahr 1997 

Im Kanton Waadt sind die gemäss dem Tarif des hono-
raires dus aux notaires pour des opérations ministériel-
les geltenden Notariatstarife seit dem 1. Januar 1997 in 
Kraft. Wie aus der Analyse des Preisüberwachers er-
sichtlich ist, sind die Einnahmen der Notare für die glei-
che Dienstleistung seit damals gestiegen − und zwar 
nicht nur am Genferseebecken, wo der Markt über-
hitzt ist, sondern auch in den Regionen mit dem ge-
ringsten Preisanstieg wie La Broye oder Yverdon.28 
Für den Verkauf eines Einfamilienhauses der Kategorie 
«Median» sind die Gebühren zwischen 1997 und 2013 
in La Broye um 23 % bzw. in der Region Yverdon um 
26 % gestiegen. Für den Verkauf einer Eigentumswoh-
nung verzeichneten die Gebühren in La Broye einen 
Anstieg um 37 % und in Yverdon um 27 %. Die Gebüh-
ren der Notare der Region Lausanne haben sich somit 
pro Kaufvertrag für Einfamilienhäuser um 46 % und für 
Eigentumswohnungen um 59 % erhöht. Der Landesin-
dex der Konsumentenpreise hat gemäss den Indizes der 
jahresdurchschnittlichen Werte des Bundesamtes für 

                                                           
27 Wüest & Partner ordnet die Marktpreise von Immobilien jeweils drei 

Kategorien zu. Die Kategorie «Median» entspricht dem 50 %-Quantil 
und bildet die Grenze zwischen den Segmenten «teuer» und 
«preisgünstig». Die Kategorie «preisgünstig» entspricht dem 10 %-
Quantil und markiert die Grenze zwischen den 10 % preisgünstigs-
ten und den übrigen Angeboten. Die Kategorie «teuer» entspricht 
dem 90 %-Quantil und somit der Grenze zwischen den 10 % teuers-
ten und den restlichen Angeboten. 

28 Die von Wüest & Partner gesammelten Marktpreise sind nicht nach 
Kantonen aufgeschlüsselt, sondern nach Regionen gemäss BFS 
(MS-Regionen). Wir haben mehrere Regionen ausgewählt. Darunter 
die Region La Broye, die einen Teil des Kantons Freiburg umfasst 
und wo gemäss den verfügbaren Daten von Wüest & Partner der 
preisgünstigste Wohnraum zu finden ist. 

http://www.preisueberwacher.admin.ch/
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Statistik zwischen 1997 und 2013 dagegen nur um 
10,9 % angezogen. 

Die folgende Grafik zeigt den Anstieg der Notariatsge-
bühren für Immobilien der Kategorie «Median» in den 
Regionen Genf und Lausanne. 
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Abbildung 10: Anstieg der Notariatsgebühren für den Verkauf von Immobilien der gleichen Kategorie («Median») 

Quelle: Marktpreise von Immobilien gemäss Monitoring 1997 und 1998 sowie Immo-Monitoring 2014 von Wüest & Partner. Notari-
atsgebühren für Kaufverträge berechnet auf den Webseiten der Notariatskammer des Kantons Genf (http://www.notaires-geneve-
cng.ch/fr/calc) und des Verbands der Waadtländer Notare (http://www.notaires.ch/associations/vaud/le-notaire-vaudois.html). 

 
11.3 Fazit 

Der Preisüberwacher hat 2007 bereits eine umfassende 
Untersuchung zu den Notariatstarifen in den Schweizer 
Kantonen veröffentlicht. Der interkantonale Vergleich 
hatte damals ergeben, dass die Tarife in Genf und in der 
Waadt sehr hoch sind, insbesondere bei den Gebühren 
für Immobilienkaufverträge, wo die beiden Kantone mit-
unter zu den teuersten gehörten. 2014 hat der Preis-
überwacher die Entwicklung der Immobilienpreise in 
diesen zwei Kantonen seit der letzten Revision ihrer 
Notariatstarife analysiert. Dabei wurde deutlich, dass die 
für Immobilienkaufverträge erhobenen Gebühren mit 
Blick auf die von den Notaren erbrachte Dienstleis-
tung ungerechtfertigt angestiegen sind. Bei der letz-
ten Tarifrevision 1996 wurden die Gebühren zweifelsoh-
ne so festgelegt, dass sie mit dem Äquivalenzprinzip im 
Einklang standen, d.h. dass die ausgeführte Leistung 
und die dafür in Rechnung gestellte Gebühr in einem 
vernünftigen Verhältnis standen. Seither haben sich 
die Gebühren stark von diesem Gleichgewichtsverhältnis 
entfernt und sind daher nicht länger gerechtfertigt. 

Die Genfer und Waadtländer Kundinnen und Kunden 
sehen sich ferner nicht nur mit einem Anstieg der Ge-
bühren für ein und dieselbe Dienstleistung konfrontiert. 
Da es sich dabei im Gegensatz zu anderen Kantonen, 
die ebenfalls das freie Notariat anwenden, nicht um 
Höchstgebühren handelt, können sie den Wettbewerb 
nicht spielen lassen. So ist in den Kantonen Aargau und 
Tessin beispielsweise der für Immobilientransaktionen 
festgelegte degressive Tarifrahmen als Maximum zu 
verstehen. Der Notar kann also im eigenen Ermessen 
Gebühren unterhalb dieser Obergrenze verrechnen. 

Angesichts des starken Preisanstiegs auf dem Immobili-
enmarkt seit der letzten Tarifrevision in den Kantonen 
Genf und Waadt vor 17 Jahren und der hohen Tarife der 
Genfer und Waadtländer Notare im interkantonalen Ver-
gleich, kommt der Preisüberwacher zum Schluss, dass 
der Tarifrahmen für Immobiliengeschäfte korrigiert 
werden muss. Auf diese Weise soll wieder ein ver-
nünftiges Verhältnis zwischen verlangten Gebühren 
und erbrachter Leistung geschaffen werden, das 
zudem dem Niveau in den anderen Kantonen ent-

http://www.notaires-geneve-cng.ch/fr/calc
http://www.notaires-geneve-cng.ch/fr/calc
http://www.notaires.ch/associations/vaud/le-notaire-vaudois.html
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spricht. Der Preisüberwacher hat diesen beiden Kanto-
nen im Mai 2014 konkrete Empfehlungen zukommen 
lassen. Während der der Kanton Genf Ende 2014 darauf 
ablehnend reagierte, war die Antwort des Kantons 
Waadt zu diesem Zeitpunkt noch ausstehend. 

Die Untersuchung der Preisüberwachung konzentrierte 
sich 2014 in erster Linie auf die Kantone Genf und 
Waadt. Aber auch andere Kantone wenden zu hohe Ta-
rifrahmen an. In seiner letzten im Jahresbericht 2012 
enthaltenen Beurteilung der Notariatstarife bezeichnete 
der Preisüberwacher auch die Notariatsgebühren in den 
Kantonen Bern, Wallis und Jura als allgemein zu hoch. 

 

12.  Baubewilligungsgebühren: Ein Vergleich des 
Preisüberwachers macht grosse Differenzen sichtbar 

Ein Vergleich des Preisüberwachers zeigt grosse Unter-
schiede im Bereich der Baubewilligungsgebühren. Ver-
glichen wurden die Gebühren für das Baubewilligungs-
verfahren für 2 Mehrfamilienhäuser (15 bzw. 5 Wohnun-
gen) sowie ein Einfamilienhaus der 30 einwohnerstärks-
ten Gemeinden. Dabei zeigte sich, dass die teuerste 
Gemeinde bis zu zwanzig Mal mehr verlangt als die 
günstigste. Die 11 Gemeinden, welche mit ihrer Gebüh-
renhöhe bei allen untersuchten Haustypen über dem 
Durchschnitt liegen, werden in einem nächsten Schritt 
um eine Erklärung für die im Vergleich hohen Gebühren 
ersucht. 

12.1  Ausgangslage und Ziel 

Gebühren und Abgaben sind regelmässig Gegenstand 
von Konsumentenbeschwerden an den Preisüberwacher. 
Leistungen der öffentlichen Hand sind ausserdem oft-
mals teurer als im Ausland und werden deshalb als Mit-
verursacher des Phänomens „Hochpreisinsel Schweiz“ 
angegeben Der Preisüberwacher hat dies zum Anlass 
genommen, das Thema Baubewilligungsgebühren 2014 
näher zu untersuchen. 

12.2  Vorgehen 

Der Preisüberwacher hat Informationen und Gebühren 
der 30 einwohnerreichsten Gemeinden zusammengetra-
gen. Die Kosten für das Baubewilligungsverfahren hat er 
in drei Kostenpunkte aufgeteilt: 

 Baubewilligung 

+ Baukontrollen, Abnahmen 

+ Feuerpolizeiliche Gebühren 
(Prüfung Brandschutz, etc.) 

= Baubewilligungsverfahren total 
(ohne Insertionskosten, Porti, etc.) 

Die gesammelten Daten hat der Preisüberwacher nach 
diesem Schema aufgeschlüsselt und den Gemeinden zur 
Verifizierung zugestellt. Zudem wurden die Gemeinden 
nach allfälligen Zusatzgebühren gefragt und ihnen wurde 
die Möglichkeit eingeräumt, zu den Schwierigkeiten der 
Vergleichbarkeit Stellung zu nehmen und die aus ihrer 

Sicht wichtigsten Unterschiede im Leistungsumfang zu 
nennen. 

12.3  Gebührenvergleich 

Der Vergleich der Gebühren nach genannter Schlüsse-
lung sieht für die 30 einwohnerstärksten Gemeinden29 
der Schweiz wie folgt aus: 

                                                           
29 Die Gemeinden Lancy und Vernier wurden aus dem Vergleich her-

ausgenommen, da im Kanton Genf das Baubewilligungsverfahren 
über den Kanton abgewickelt wird. 



RPW/DPC 2014/5 

 
 

866 

 
Abbildung 11: Kosten Baubewilligungsverfahren der 30 einwohnerstärksten Gemeinden, Stand Juni 2014 
 
Legende * Winterthur: Das Stimmvolk hat am 28. September 2014 einer Änderung der Gebühren im Baubewilligungsverfahren zuge-

stimmt. Aufgrund dessen erhöhen sich die Gebühren für ein 15 MFH auf CHF 31‘025.00, für ein 5 MFH auf CHF 15‘850.00 und 
für ein EFH auf CHF 6‘337.50. 

 ** Lugano: Feuerpolizeiliche Kontrolle wird durch Spezialisten durchgeführt, die Gebühr dementsprechend separat erhoben. Im 
Vergleich wurde für Lugano mit dem Medianwert aus den übrigen Gemeinden gerechnet. Auch für die Baukontrollen und Ab-
nahmen wurde wegen fehlenden Angaben mit dem Medianwert aus den übrigen Gemeinden gerechnet. 

 ***  Biel: Die feuerpolizeiliche Gebühr wird durch die Gebäudeversicherung oder die Feuerwehr erhoben. In diesem Vergleich wurde 
mit den Tarifen der Gebäudeversicherung Kt. BE gerechnet. 

 ****  Thun: Die feuerpolizeiliche Gebühr beträgt maximal CHF 200.00 (im Vergleich wurde das Maximum verwendet). 
 *****  Schaffhausen: Gebührenverordnung in Revision. 
 ******  Kriens: Gebühren gültig bis 30.06.2014, keine feuerpolizeiliche Gebühr (kostenlos durch Gebäudeversicherung Kt. LU). Gebüh-

ren gültig ab 01.07.2014 (keine feuerpolizeiliche Gebühr [kostenlos durch Gebäudeversicherung Kt. LU]): 15 MFH CHF 
15‘000.00, 5 MFH CHF 7‘250.00, EFH CHF 3‘100.00. 

 ^ Gebühren bei durchschnittlichem Bearbeitungsaufwand. 

 
Es ist deutlich ersichtlich, dass die Kosten für die defi-
nierte Leistung für das Baubewilligungsverfahren von 
Gemeinde zu Gemeinde stark variieren: 

 

 

 

 Höchste Gebühr (CHF) Tiefste Gebühr (CHF) 

MFH 15 Wohnungen 30'099.50 100 % 1‘512.50 5 % 

MFH 5 Wohnungen 16‘588.00 100 % 1‘320.00 8 % 

EFH 7‘895.00 100 % 640.00 8 % 
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Grosse Unterschiede sind zum Teil auch innerhalb von 
Kantonen sichtbar (Beispiel Kt. ZH). Am günstigsten sind 
die Gebühren für ein MFH mit 15 Wohnungen in Genf, 
Frauenfeld und Neuenburg, am teuersten in Luzern, Zü-
rich und Biel. Beim Bau eines MFH mit 5 Wohnungen 
sind die Gebühren in Genf, Neuenburg und La-Chaux-
de-Fonds am tiefsten und in Luzern, Dübendorf und Zü-
rich am höchsten. Am höchsten sind die Gebühren beim 
Bau eines EFH in Zürich, Luzern und Dübendorf, am 
tiefsten in Neuenburg, La-Chaux-de-Fonds und Sitten. 

12.4  Zusatzgebühren 

Hinsichtlich der aufgezeigten Gebührenhöhe können 
zusätzliche Kosten wie Anschlussgebühren, Umweltver-
träglichkeitsprüfungen, kantonale Gebühren, Gebühren 
für Ausnahmebewilligungen, etc. auf den Bauherrn zu-
kommen. Auch der Umgang mit Kosten für Kopien, Pub-
likationen, Porti etc. wird nicht überall gleich gehandhabt. 
So werden solche Positionen zum Teil separat verrech-
net, zum Teil sind diese Kosten aber in der Gebühr für 
die Baubewilligung inbegriffen. Daher ist zu bedenken, 
dass bei einigen Gemeinden unter Umständen Zusatz-
kosten zu den in der Grafik ersichtlichen Gebühren hin-
zukommen, bei anderen Gemeinden hingegen nicht 
mehr. 

Betrachtet man die Kosten für das Baubewilligungsver-
fahren zusammen mit den Kosten für die Anschlüsse 
Wasser und Abwasser, zeigt sich ein etwas anderes Bild 
als ohne diese Anschlussgebühren. So rangieren die im 
Gebührenvergleich für das Baubewilligungsverfahren 
eher teureren Gemeinden nicht mehr ganz vorne. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 12: Kosten Baubewilligungsverfahren plus Anschlussgebühren Abwasser und Wasser für Einfamilienhaus 

 
Beim Bau eines Einfamilienhauses sind die Gemeinden 
Rapperswil-Jona, Basel und Thun unter Berücksichti-
gung der Anschlussgebühren die Teuersten, die güns-
tigsten Gemeinden sind Chur, Sitten und Yverdon-les-
Bains. 
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Abbildung 13: Kosten Baubewilligungsverfahren plus Anschlussgebühren Abwasser und Wasser für ein MFH mit 15 Wohnungen 

 
Die Gebühren für den Bau eines Mehrfamilienhauses mit 
15 Wohnungen sind inkl. Anschlussgebühren in Rap-
perswil-Jona, Thun und Emmen am höchsten und in 
Neuenburg, Chur und Sitten am tiefsten. 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 14: Kosten Baubewilligungsverfahren plus Anschlussgebühren Abwasser und Wasser für ein MFH mit 5 Wohnungen 

 
Die Baubewilligungsgebühren inkl. Anschlussgebühren 
Abwasser und Wasser sind für ein Mehrfamilienhaus mit 
5 Wohnungen am höchsten in Rapperswil-Jona, Thun 
und Emmen und am tiefsten in Chur, Sitten und Neuen-
burg. 
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12.5  Unterschiede schränken Vergleichbarkeit ein 

Nebst den unterschiedlichen Leistungsumfängen zeigen 
sich wesentliche Unterschiede bereits bei der Bemes-
sungsgrundlage für die Baubewilligungsgebühren. So 
werden die Gebühren (wenn nicht nach Aufwand [Stun-
denansatz]) entweder nach „Bausumme“ oder nach 
„Bauvolumen“ berechnet. Weitere genannte Unterschie-
de sind zum Beispiel Verfahrensabläufe und kantonale 
Vorgaben (nicht abschliessend). Schliesslich ist darauf 
hinzuweisen, dass hohe Gebühren noch kein Beleg für 
eine ineffiziente Organisation und Führung der verant-
wortlichen Amtsstellen ist. Wird dank hohen Gebühren 
ein hoher Kostendeckungsgrad erzielt, entlastet dies den 
durch Steuern finanzierten Haushalt der Gemeinden. 

12.6  Fazit 

Die zum Teil grossen Unterschiede stechen stark ins 
Auge. Dies lässt vermuten, dass mit den Gebühren ein 
sehr unterschiedlicher Kostendeckungsgrad der kommu-
nalen Bauverwaltungen angestrebt wird. Teilweise dürf-
ten hohe Gebühren dazu dienen, gestiegene Ausgaben 
der öffentlichen Hand ohne Steuererhöhung zu finanzie-
ren. Die 11 Gemeinden, welche mit ihrer Gebührenhöhe 
bei allen untersuchten Haustypen über dem Durchschnitt 
liegen (bezogen rein auf die Baubewilligungsgebühren), 
werden die im Vergleich hohen Gebühren erklären müs-
sen. 

Der Kurzbericht ist auf der Webseite der Preisüberwa-
chung veröffentlicht (www.preisueberwacher.admin.ch). 

 

13.  Gebührensenkungen der Strassenverkehrsämter: 
Ein Gebot der Stunde 

Der Preisüberwacher hat 2014 zum zweiten Mal nach 
2010 die Gebühren der Strassenverkehrsämter der 
Schweiz eingehend untersucht.30 Der Vergleich deckt 
markante interkantonale Gebührenunterschiede auf. Bei 
einigen Kantonen mit hohen Gebühren kommt eine er-
hebliche Kostenüberdeckung hinzu. Gerade bei diesen 
ist eine Gebührensenkung ein Gebot der Stunde. Grund-
sätzlich muss sich jeder Kanton mit einem Gebührenni-
veau von über 100% die Frage stellen, wie sich dieser 
Umstand durch Gebührenanpassungen korrigieren lässt. 
Teure Kantone sind gefordert, Massnahmen einzuleiten, 
um dank verbesserter Effizienz in künftigen Vergleichen 
besser dazustehen. 

Bereits seit Jahren hat der Preisüberwacher das Au-
genmerk seiner Untersuchungstätigkeit vermehrt auf 
Gebühren gelegt. Bereits 2010 hatte der Preisüberwa-
cher die Gebühren der Strassenverkehrsämter der 
Schweiz ein erstes Mal eingehend untersucht. 

                                                           
30 Der Bericht Gebührenvergleich Strassenverkehrsämter 2014 ist 

abzurufen auf der Website des Preisüberwachers unter: 
http://www.preisueberwacher.admin.ch/dokumentation/00073/00074
/00246/index.html?lang=de. 

Folgende Gebührenkategorien wurden in direkten Ver-
gleichen gegenübergestellt: 

- Fahrzeugausweise,  

- Lernfahrausweise,  

- Führerausweis Kategorie B,  

- internationale Ausweise, 

- periodische Fahrzeugprüfung und 

- praktische Fahrprüfung der Kategorie B. 

Es zeigte sich, dass pro Kategorie noch immer markante 
interkantonale Gebührenunterschiede bestehen. Ein 
einfacher Vergleich der einzelnen Kategorie greift für 
eine Gesamtbetrachtung jedoch zu kurz. Deshalb wur-
den in Anlehnung an die erste Untersuchung aus dem 
Jahr 2010 wiederum zwei Varianten eines vereinfachten 
Lebensdauer-Modells31 für eine Gesamtbetrachtung 
herangezogen. Dazu werden die Gebühren verglichen, 
welche ein hypothetischer Autofahrer während 60 Jahren 
zu entrichten hat. 

                                                           
31 Neuwagen-Modell: Der/die Fahrzeuglenker/in wechselt den Personen-

wagen 4-mal im Leben, nach je 15 Jahren wird wieder ein neues Fahr-
zeug angeschafft. Daher werden 4 Fahrzeugausweise benötigt und es 
müssen gesamthaft 20 Fahrzeugprüfungen durchgeführt werden. 
Occasionswagen-Modell: Der/die Fahrzeuglenker/in wechselt den 
Personenwagen 8-mal im Leben. Der/die Lenker/in kauft jeweils ein 
7.5 jähriges Fahrzeug und fährt dieses während 7.5 Jahren. Dies ergibt 
8 Fahrzeugausweise und 32 Fahrzeugprüfungen. 

http://www.preisueberwacher.admin.ch/dokumentation/00073/00074/00246/index.html?lang=de
http://www.preisueberwacher.admin.ch/dokumentation/00073/00074/00246/index.html?lang=de
http://www.preisueberwacher.admin.ch/dokumentation/00073/00074/00246/index.html?lang=de
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Abbildung 15: Interkantonaler Gebührenvergleich Lebensdauer-Modell „Neuwagen“ in CHF (Stand 2014); Linie = ungewichteter Mittelwert 
 
Die Gebühren setzen sich aus den Gebühren für den Lernfahrausweis, für die praktische Führerprüfung und für den Führerausweis zusammen. 
Dazu kommt die halbe Gebühr des Internationalen Führerausweises sowie 4-mal die Gebühr für den Fahrzeugausweis und 20-mal die Gebühr für 
eine periodische Fahrzeugprüfung. 

 
13.1  Wettbewerbswirksamer Direktimport mit bü-

rokratischen Hindernissen 

Wie der Bericht zur Frankenstärke32 des Preisüberwa-
chers 2012 verdeutlichte, kommt den Parallel- und Direk-
timporten eine wichtige preisdisziplinierende Rolle zu. Da 
eine Vereinfachung des Zulassungsverfahrens nament-
lich für solche Wagen seitens Bund leider vorderhand 
nicht geplant ist, hat sich der Preisüberwacher entschie-
den, die Gebühren für Neuwagen mit und ohne COC33 
sowie Gebrauchtwagen mit und ohne COC ebenfalls in 
den Gebührenvergleich aufzunehmen. Vor allem die 
Gebrauchtwagenprüfungen mit COC stehen dabei in der 
Praxis wohl im Vordergrund. Einige Kantone unterschei-
den bei Gebrauchtwagen mit COC unterschiedliche Fälle 
mit einer entsprechend abgestuften Gebührenhöhe. Ein 
Vergleich ist damit anspruchsvoller, da es sich je nach 
Alter und Kilometerstand um unterschiedliche Gebühren 
handelt, welche verglichen werden müssen. Das Resultat 
ist auch hier ein sehr heterogenes Bild nicht nur in Bezug 
auf die Ausgestaltung sondern auch auf die Gebührenni-
veaus.34 

                                                           
32 Der Bericht Frankenstärke und Preise ist abzurufen auf der Website 

des Preisüberwachers unter: www.preisueberwacher.admin.ch / The-
men / Hochpreisinsel – Preispolitik. 

33 COC = Certificate Of Conformity. 
34 Vgl. Bericht Gebührenvergleich Strassenverkehrsämter 2014 , a.a.O., 

S. 12 ff. 

13.2  Gebührenfinanzierungsindex EFV 

In einem letzten Schritt wird der Gebührenfinanzierungs-
index 2012 der Eidgenössischen Finanzverwaltung35 
herangezogen, welcher misst, ob die Gebühreneinnah-
men die Kosten decken (Indexwert von etwa 100%), eine 
Kosten-Überdeckung besteht (über 100%) oder ob die 
Kosten nicht von den Einnahmen getragen werden kön-
nen (unter 100%). Damit sollen die Angaben zur relativen 
Gebührenhöhe im interkantonalen Vergleich gemäss 
Lebensdauer-Modell mit Angaben zum Kostendeckungs-
grad der gesamten Gebühreneinnahmen ergänzt wer-
den. Der Abgleich dieser beiden Datenquellen macht 
folgendes deutlich: 

• Sowohl Gebührenniveau wie auch Gebührenfinan-
zierungs-Indexwerte sind sehr breit gefächert. Die 
Gebühren in den beiden Lebensdauer-Modellen im 
Kanton Genf liegen rund 50% über den vergleichba-
ren Gebühren im Kanton Fribourg. Neuenburg weist 
mit 80% den tiefsten Gebührenfinanzierungs-
Indexwert auf, während Appenzell Innerrhoden und 
Genf 2012 einen Indexwert von rund 160% aufwei-
sen und damit klar höhere Gebühreneinnahmen ge-
nerieren als gemäss Kostendeckungsprinzip zuläs-
sig wäre. 

                                                           
35 Der Bericht ist abzurufen unter: 

http://www.efv.admin.ch/d/aktuell/brennpunkt/subnav4.php. 

http://www.preisueberwacher.admin.ch/
http://www.efv.admin.ch/d/aktuell/brennpunkt/subnav4.php
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• Es kann nicht davon ausgegangen werden, dass 
Kantone mit hohen Gebühren automatisch eine 
Überdeckung der Kosten erreichen und umgekehrt. 

• Verhältnismässig günstige Kantone wie Appenzell 
Innerrhoden können eine starke Kostenüberdeckung 
aufweisen. Appenzell Innerrhoden hatte bei den pe-
riodischen Fahrzeugprüfungen seit dem letzten Ge-
bührenvergleich der PUE im Jahr 2010 die Gebüh-
ren sogar noch erhöht. Indes wäre eher eine Sen-
kung der Gebühren nötig, um das Prinzip der Kos-
tendeckung einzuhalten. 

 

 

 

 

 

 
Abbildung 16: Gebührenhöhe im Lebensdauer-Modell (Neuwagen) 2014 und Gebührenfinanzierungsindex 2012 

(geordnet nach der Höhe Gebühreneinnahmen) 

 
Besonders grosser Handlungsbedarf ist bei Kantonen 
gegeben, welche sowohl hohe Gebühren verrechnen, als 
auch ein offensichtliches Missverhältnis zwischen den 
Gebühreneinnahmen und den anfallenden Kosten auf-
weisen. Dies ist bei den Kantonen Basel-Stadt und Ba-
sel-Landschaft, Glarus, Wallis, Graubünden und Genf 
der Fall. 
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Abbildung 17: Kantone mit hohen Gebühren beim Lebensdauer-Modell 2014 und Gebührenfinanzierungs-Indexwerten 

über dem Schweizerischen Durchschnitt 

 
Im Kanton Thurgau waren auf die Empfehlung des 
Preisüberwachers aus dem Jahr 2010 hin die Gebühren 
für die periodische Motorfahrzeugprüfung gesenkt wor-
den. Aus Sicht des Preisüberwachers sind nun die Kan-
tone beider Basel, Glarus, Wallis, Graubunden und Genf 
am Zug, ihrerseits Gebührensenkungen umzusetzen. 
Die dort rund 750‘000 zugelassenen Fahrzeuge machen 
18% aller schweizweiten Zulassungen aus. 

Auch in den übrigen Kantonen mit einer Kostenüberde-
ckung ist dringend zu prüfen, mit welchen Gebührenan-
passungen dem Kostendeckungsprinzip besser nachge-
lebt werden kann. Damit Kundinnen und Kunden der 
Strassenverkehrsämter in allen Kantonen inskünftig nur 
noch für Kosten aufkommen müssen, die sie effektiv 
verursachen. Teure Kantone sind gefordert, Massnah-
men einzuleiten, um dank verbesserter Effizienz in künf-
tigen Vergleichen besser dazustehen. 
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III. STATISTIK 

In der Statistik wird unterschieden zwischen Hauptdos-
siers, Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG, behördlich 
festgesetzten, genehmigten oder überwachten Preisen 
(Art. 14 und 15 PüG), Marktbeobachtungen gemäss Art. 
4 Abs. 1 und Publikumsmeldungen im Sinne von Art. 7 
PüG. In der Aufzählung sind auch Untersuchungen ent-
halten, die bereits in einem früheren Jahr eingeleitet und 
im Berichtsjahr fortgeführt bzw. abgeschlossen wurden. 

1. Hauptdossiers 

Tabelle 1 enthält die über den Einzelfall hinausgehenden 
Hauptuntersuchungen. Diese Untersuchungen sind auf-
grund eigener Beobachtungen der Preisüberwachung 
oder aufgrund eines Anstosses aus dem Publikum einge-
leitet worden. 

 

 

 

Tabelle 1: Hauptdossiers 

Fälle Einver- 
nehmliche 
Regelung 

Empfeh- 
lungen 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Ärzte und Zahnärzte  X X 
    
Spitäler und Pflegeheime 1)  X X 
    
Medikamente 2)  X X 
    
Physiotherapie  X X 
    
MiGeL / Hörgeräte  X X 
    
Elektrizität und Gas 3) X X X 
    
Wasser, Abwasser und Abfall 4) X X X 
    
Kabelfernsehen 5) X   
    
Telekommunikation 6)  X X 
    
SRG und Billag   X  
    
Post 7) X X X 
    
Öffentlicher Verkehr 8) X X X 
    
Urheberrechte  X X 
    
Notariatstarife 9)  X X 
    
Gebühren und Abgaben 10)  X X 
    
Importpreise und Kosten 11) X X X 

  1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 9  
  2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 10 
  3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 4 
  4) Vgl. Kapitel II. Ziff. 7 und 8 
  5) Vgl. Kapitel II. Ziff. 3 
  6) Vgl. Kapitel II. Ziff. 6 
  7) Vgl. Kapitel II. Ziff. 1 
  8) Vgl. Kapitel II. Ziff. 2 
  9) Vgl. Kapitel II. Ziff. 11 
  10) Vgl. Kapitel II. Ziff. 12 und 13 
  11) Vgl. Kapitel I. 
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2. Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG 

Tabelle 2 enthält die Untersuchungen und Abklärungen 
gemäss Art. 6 ff. In diesen Fällen verfügt der Preisüber-
wacher über ein Verfügungsrecht. 

 

 

 

Tabelle 2: Untersuchungen gemäss Art. 6 ff. PüG 

Fälle Einver- 
nehmliche 
Lösung 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Gas     
Nutzungsentgelt Hochdruck-Erdgasnetze 1) X   
(Swissgas, Gaznat, Erdgas Zentalschweiz, 

 
   

Gasverbund Mittelland, Erdgas Ostschweiz)    
Gastarif Energie Service Biel X   
    
Kabelfernsehen    
upc Cablecom GmbH 2) X   
    
Telekommunikation    
Mobile Mehrwertdienste Swisscom, Orange, 

 
   

Sunrise   X 
    
Wasser    
NetZulg AG X   
Werke am Zürichsee AG X   
EW Derendingen X   
    
Abfall    
Vadec SA Neuenburg 3) X   
UTO Uvrier 3) X   
    
Öffentlicher Verkehr    
VöV Tarifvorlage 2014/2015 4) X   
BLS-Autoverlad Lötschberg 
 

X   
RhB-Autoverlad Vereina  X  
    
Brief- und Paketpost     
Schweizerische Post AG 5) X   
    
Zollabfertigung     
DHL Express (Schweiz) AG X   
DPD (Schweiz) AG X   
    
Alters- und Pflegeheime    
APH Burkersmatt und Bärenmatt   X 
    
Salz    
Schweizer Salinen AG X   

 1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 4 
 2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 3 
 3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 8 
 4) Vgl. Kapitel II. Ziff. 2 
 5) Vgl. Kapitel II. Ziff. 1 
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3. Behördlich festgesetzte, genehmigte oder über-
wachte Preise gemäss Art. 14 und Art. 15 PüG 

Werden Preise durch eine Behörde festgesetzt, geneh-
migt oder überwacht, verfügt der Preisüberwacher über 

ein Empfehlungsrecht. Tabelle 3 gibt Auskunft über die 
untersuchten Fälle gemäss Art. 14 und 15 PüG und über 
deren Art der Erledigung. 

 
 

Tabelle 3: Behördlich festgesetzte, genehmigte oder überwachte Preise gemäss Artikel 14 und 15 PüG 

Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Elektrizität    
Energie Wasser Bern X   
SI Lausanne X   
    
Gas    
IW Basel   X 
    
Wasser    
Allmendigen X   
Altstätten X   
Bergün X   
Bubikon X   
Buchberg  X  
Centovalli X   
Davos  X  
Gächlingen X   
Genf  X  
Golaten X   
Grellingen X   
Grub  X  
Hergiswil  X  
Hilterfingen   X 
Iseltwald  X  
Kloten X   
Neuhausen am Rhein X   
Orsières   X 
Rüdlingen  X   
Sattel X   
Schwyzerhöhe Morschach  X  
Wetzikon X   
Wynigen X   
    
Abwasser    
Buchberg  X  
Cheseaux  X  
Gambarogno X   
Genf X   
Golaten X   
Inwil X   
Iseltwald  X  
Klettgau   X 
Rüdlingen X   
Wald X   
Vich  X  
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Fälle Empfeh- 
lungen 

Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Abfallentsorgung    
Bern    X 
Cugy  X  
Ittigen X   
Muotathal X   
Stein (Bezirk)  X  
Chardonne X   
Corbeyrier  X  
Corsier  X  
    
Gebührentarife    
Kanton Thurgau  X  
Gemeinde Wilchingen   X  
    
Hundetaxen    
Wil X   
    
Notariatstarife    
Kanton Genf X   
Kanton Waadt X   
    
Kaminfeger    
Kanton Aargau X   
Kanton Neuenburg  X   
    
Urheberrechtstarife    
GT S (Sendertarif) X   
GT 3a Zusatz X   
    
Flugverkehr    
Flugsicherung Skyguide X   
    
Taxitarif    
Zürich X   
    
Parkgebühren    
Winterthur X   
    
Physiotherapie    
Taxpunktwert 2014 Kanton AI X   
Taxpunktwert 2013 Kanton AR X   
Taxpunktwert 2012-2013 Kanton Bern X   
Taxpunktwert 2014 Kanton Genf X   
Taxpunktwert 2013-2014 Kanton Jura X   
Taxpunktwert 2013 Kanton Luzern X   
Taxpunktwert 2014 Kanton Neuenburg X   
Taxpunktwert 2013 Kanton Tessin X   
Taxpunktwert 2013 Kanton Schwyz X   
Taxpunktwert 2012-2014 Kanton Waadt X   
Taxpunktwert 2013 Kanton Zug X   
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Fälle Empfeh- 

lungen 
Kein 
Preismiss-
brauch 

Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Hebammen    
Taxpunktwert 2013 Kanton St. Gallen X   
Taxpunktwert 2013 Kanton Thurgau X   
    
Rettungsdienste    
Rettungstransporttarife 2014 Kanton Graubünden  X  
    
Alters- und Pflegeheime    
Taxordnung 2014 AP Wägelwiesen, Kanton ZH X   
Taxen Alterszentrum Weihermatt, Kanton Uri X   
    
Spitäler und Spezialkliniken    
Baserate 2014-15 Spital Herisau, Kanton AR X   
Baserate 2014 Universitätsspital Basel X   
Baserate 2014 Universitätskinderspital BL und BS X   
Baserate 2012 Klinik Linde, Kanton Bern X   
Tagespauschalen 2014 Klinik Bethesda, Kt. BE X   
Baserate 2012 Geburtshaus Luna, Kanton Bern X   
Tagespauschalen 2014 Rehaklinik, Kanton GL X   
Tarmed TPW 2014 Kantonsspital Glarus X   
Baserate 2014-15 Kantonsspital Graubünden X   
Baserates 2013 Spitäler Kanton Neuenburg X   
Tagespauschalen 2012-13 Psych. Dienste, Kt. SG X   
Tarmed TPW 2014 öffentliche Spitäler Kt. SG X   
Baserate 2013 Ostschweizer Kinderspital, Kt. SG X   
Tarmed TPW 2013 Ostschweizer Kinderspital, SG X   
Baserate 2013 Klinik Stephanshorn, Kanton SG X   
Baserate 2014 Solothurner Spitäler AG X   
Baserate 2014 Kantonsspitäler Kanton Thurgau X   
Baserate 2012 Klinik im Park, Kanton Zürich X   
    
Akutsomatische Spitäler    
SwissDRG Tarifstruktur 4.0 Schweiz X   
    
Medikamente    
Auslandpreisvergleich Arzneimittel X  X 
Festbetragssystem X  X 
Preisregulierung ab 2015 X  X 



RPW/DPC 2014/5 

 
 

878 

4. Marktbeobachtungen 

Gemäss Art. 4 Abs. 1 PüG hat der Preisüberwacher die 
Preisentwicklung zu beoachten. Gemäss Art. 4 Abs. 3 
PüG hat er die Öffentlichkeit über seine Tätigkeit zu ori-
entieren. Markt- oder Preisbeobachtungen werden des-
halb in aller Regel mit der Veröffentlichung eines Analy-
seberichts abgeschlossen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Tabelle 4: Markbeobachtungen 

Fälle 
 

Analyse-
bericht 

Empfehlung Laufende 
Unter- 
suchung 

    
Gesundheitswesen    

Auslandpreisvergleich Herz- und Kreislauf-     
Medikamente 1) X X  
Investitionskosten Spitäler 2) X   

Preisvergleich Bodenrettung X   

Infrastruktur    

Fernwärme 3) X   
Anschlussgebühren Wasser und Abwasser 4) 
 X   
    
Gebühren und Abgaben    

Baubewilligungsgebühren 5) X   

Gebühren Strassenverkehrsämter 6) X   

Anwendung Harmonisiertes Rechnungsmodell     
2 (HRM2) in den Kantonen  X X 

    
Getränkemarkt   X 

    
Banken    

Kontoauflösungsgebühren und Transferkosten   X 

    
Hochpreisinsel 

 
   

Analyse Kostenunterschiede CH/Ausland 7) 

 

X   
    

1) Vgl. Kapitel II. Ziff. 10 
 2) Vgl. Kapitel II. Ziff. 9 

3) Vgl. Kapitel II. Ziff. 5 
4) Vgl. Kapitel II. Ziff. 7 
5) Vgl. Kapitel II. Ziff. 12 
6) Vgl. Kapitel II. Ziff. 13 

 7) Vgl. Kapitel I. 
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5. Publikumsmeldungen 

Die Bedeutung der Publikumsmeldungen besteht in ers-
ter Linie in ihrer Signal- und Kontrollfunktion: Signalfunk-
tion insofern, als sie der Preisüberwachung - einem Fie-
bermesser gleich - Probleme auf der Nachfrageseite 
anzeigen. Eine Kontrollfunktion haben Meldungen aus 
dem Publikum insofern, als sie zum Beispiel Hinweise 
über die Beachtung von einvernehmlichen Regelungen 
liefern oder die Preisüberwachung auf nicht gemeldete 

behördliche Preise aufmerksam machen. Publikumsmel-
dungen stellen überdies eine wichtige Informationsquelle 
für den Preisüberwacher dar. Meldungen, deren Inhalt 
Wettbewerbsbeschränkungen und Preismissbräuche 
vermuten lassen, können aber auch über den Einzelfall 
hinausgehende grundsätzliche Marktabklärungen auslö-
sen. 

 

 

 

 

 

 

Tabelle 5: Publikumsmeldungen gemäss Art. 7 PüG 

Meldungen absolut in % 
   
Im Berichtsjahr 2014 eingegangene Bürgermeldungen 1853 100 % 
   
Ausgewählte Branchen aus dem Berichtsjahr:   
   
Gesundheitswesen 233 12.6 % 
Davon Medikamente   93  
   
Telekommunikation / CATV 222 12.0 % 
   
Brief- und Paketpost 189 10.2 % 
   
Verkehr 175   9.4 % 
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IV. GESETZGEBUNG UND PARLAMENTARISCHE 
VORSTÖSSE 

Im Rahmen des Ämterkonsultations- und Mitberichts-
verfahrens hat die Preisüberwachung zu den nachfol-
genden Gesetzgebungsvorlagen sowie parlamen-
tarischen Vorstössen und anderen Bundesratsgeschäf-
ten Stellung genommen. 

 

1. Gesetzgebung 

1.1  Verfassung 

Eidgenössische Volksinitiative „Pro Service public“. 

1.2  Gesetze 

SR 251 Kartellgesetz; 

SR 210 Schweizerisches Zivilgesetzbuch; 

SR 832.10 Bundesgesetz über die Krankenversicherung; 

SR 734.7 Bundesgesetz über die Stromversorgung; 

SR 784.10 Fernmeldegesetz. 

1.3  Verordnungen 

SR 832.102 Verordnung über die Krankenversicherung; 

SR 832.112.31 Krankenpflege-Leistungsverordnung; 

SR 120.4 Verordnung über die Personensicherheisprü-
fung; 

Verordnungen zum Fernmeldegesetz; 

Verordnungen zum Strassenverkehrsrecht. 

 

2. Parlamentarische Vorstösse 

2.1  Motionen 

13.4260 Motion Gasser. Transparenz als Basis für einen 
funktionierenden Wettbewerb auf dem Strommarkt; 

13.4217 Motion Humbel. Einheitliches Leistungserfas-
sungssystem für die Pflege; 

14.3780 Motion Sozialdemokratische Fraktion. Kampf 
gegen die Hochpreisinsel. Entschlackte Kartellgesetzre-
vision; 

14.3946 Motion Amherd. Für eine kleine Revision des 
Kartellgesetzes. 

2.2  Postulate 

13.4182 Postulat Diener. Transparenz als Basis für einen 
funktionierenden Wettbewerb auf dem Strommarkt; 

14.3100 Postulat Amherd. Transparenz der Erreichbar-
keit des Poststellennetzes. 

2.3  Interpellationen 

14.3088 Interpellation de Courten. Schweizer Generi-
kamarkt im internationalen Vergleich. Fragen zur Qualität 
der Studie des Preisüberwachers; 

14.3064 Interpellation Schneider-Schneiter. Unverständ-
liche Tarife bei 058-Nummern; 

14.3347 Interpellation Lehmann. Missverhältnis bei den 
Strassenverkehrsgebühren; 

14.3516 Interpellation Geissbühler. Leistungsvergütun-
gen der Krankenkasse. Kriterien der Wirksamkeit, 
Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit; 

14.3649 Interpellation Moret. Avastin und Lucentis. Was 
kann der Bundesrat unternehmen? 

14.3889 Interpellation Müller-Altermatt. Wie kompliziert 
kann Bahnreisen sein? 

2.4   Anfragen 

2.5   Parlamentarische Initiativen 

 

3.  Andere Bundesratsgeschäfte 

Fernmeldebericht 2014. 
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 4. Anhänge / annexes / allegati 

 

Einvernehmliche Regelung mit der Schweizerischen Post AG 973 

Einvernehmliche Regelung mit dem Verband öffentlicher Verkehr VöV 985 

Einvernehmliche Regelung mit der upc cablecom GmbH 992 

Einvernehmliche Regelung mit HD-Gasnetzbetreibern 996 
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